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er Friede mit Rußland unterzeichnet!

Die neuen Friedensver handlungen des Vier
bundes mit Rußland wurden in einer Vollverſammlung
unter Vorſitz des Geſandten von Roſenberg am Sonn
abend vormittag in Breſt-Litowſk eröffnet. Der
Vorſitzende ſchlug vor, zur Regelung der politiſchen Fragen
einen gemeinſamen Vertrag der vier Verbündeten mit Ruß-
land abzuſchließen; die wirtſchaftlichen Abmachungen und die
rechtlichen Fragen teils in Anlagen zum Hauptvertrag, teils
in Zuſatzverträgen für jeden einzelnen der Verbündeten ge-
trennt zu erledigen.

Herr Sokolnikow, der Führer der ruſſiſchen Dele-
gation, erklärte ſich hiermit einverſtanden, worauf in die ſach
lichen Verhandlungen eingetreten wurde.

Der Vorſitzende übergab Herrn Sokolnikow einen von den
Verbündeten gemeinſam aufgeſtellten Entwurf des politi-
ſchen Hauptvertrages unter eingehender Darlegung
der einzelnen vertraglichen Beſtimmungen. Ebenſo wurden der
ruſſiſchen Delegation von den Vertretern der vier verbünde-
ten Mächte Entwürfe für die wirtſchaftlichen und rechtlichen
Abmachungen mit entſprechender Erläuterung mitgeteilt.

Die ruſſiſche Delegation behielt ſich ihre Stellungnahme
zu den einzelnen Punkten vor, bis ihr das Material in ſeiner
Geſamtheit vorgelegt ſei. Nachmittags nahmen die Verhand
lungen ihren Fortgang.

Nach einer Reutermeldung aus Petersburg telegra-
phierte der Führer der ruſſiſchen Delegation an Lenin, daß
die Delegation beſchloſſen habe, den Vertrag ohne Prüfung
der verſchiedenen Klauſeln zu unterzeichnen, da die Deutſchen
ſich weigerten, die militäriſchen Operationen bis zur Unter
zeichnung des Verkrages ein zuſtellen.

Ueber den weiteren Verlauf der Verhandlungen fehlen
ſpezielle Nachrichten noch; doch meldete geſtern Sonntag abend

Auch Rumänien will Frieden
ſchließen.

Am Sonnabend abend lief noch folgendes Telegramm des
Wolffſchen Bureaus ein:

Aus Bukareſt wird uns ſoeben mitgeteilt, daß die
Rumänen ſich auf den Boden der vomVierbunde vorgeſchlagenen
Verhandlungsgrundlage geſtellt haben und Ver-
treter zur Beratung über den Friedensſchluß entſenden
werden.

Die von den Mittelmächten geſtellten Bedingungen ſind
folgende: Abtretung der Dobrudſcha und Grenz-
berichtigung an der ungariſchen Front.

Nach Jaſſyer Berichten, ſetzt König Ferdinand in Ave-
rescu volles Vertrauen, ein auskömmliches Verhältnis mit
den Nachbarſtaaten zu erreichen und Rumäniens wirtſchaftliche
Zukunft auf ſolide Grundlagen zu ſtellen. Ob das Parlament
zur Kenntnisnahme des Ergebniſſes der Friedensverhand-
lungen für Ende des Monats einberufen wird, dürfte ſich noch
dieſe Woche entſcheiden.

Die Entente iſt natürlich eifrig bemüht, den Friedens-
ſchluß mit Rumänien zu hintertreiben. So meldet der
Pariſer Matin, daß die Alliierten in der letzten Woche dem
König von Rumänien die an Rumänien gegebenen terri-
torialen Zuſicherungen er ne uert haben unter der Voraus-
ſetzung, daß Rumänien einen Friedensſchluß mit dem Feinde
ablehne. Der König habe jedoch die Geſandten an ſeinen
Miniſterpräſidenten verwieſen und damit ſeine Uebereinſtim-
mung mit den Friedensbeſtrebungen bewieſen. Die Entente
fühle ſich dadurch ihrer politiſchen und militäriſchen Verpflich-
tungen enthoben.

Der Oſtfriede und die Friedens-
reſolution des 19. Juli.

J. K. Jn ſeiner Rede zur Rechtfertigung der Politik der Reichs
tagsmehrheit ſagte Erzberger, der Friede, wie er jetzt im Oſten geſchloſſen

werde, liege durchaus im Rahmen der Reichstagsreſolution vom 19. Juli.
Das beſtreiten Graf Reventlow in der Deutſchen Tageszeitung und der
alte Zedlitz in der Poſt mit größter Entſchiedenheit. Gerade die Art,
wie man im Oſten wirklich zum Frieden gekommen ſei, ſei der totale
Bankrott des „Verſtändigungsrummels“; es handle ſich um einen
echten und rechten Machtfrieden, um das gerade Gegenteil der Ver-
zichtelei der „Hungerfriedensmehrheit“. Und ſo geht es fort in be-
kannter Litanei.

Jm ſozialdemokratiſchen Lager wird man vielfach geneigt ſein, in
dieſem Falle Erzberger unrecht und Zedlitz recht geben. Denn der
Vorſtellung, die wir uns vom Zuſtandekommen eines Verſtändigungs-
friedens gemacht haben, widerſpricht natürlich das letzte deutſche Ulti
matum an die Räteregierung in der denkbar ſchroffſten Weiſe. Alle
Kundgebungen der Bolſchewikiregierung laſſen keinen Zweifel darüber,

daß ſie nur unter dem Zwang der äußerſten Not, im Zuſtand völliger
Wehrloſigkeit die deutſchen Bedingungen annimmt, und weit davon ent
fernt iſt, ſie als einen gerechten Ausgleich der Intereſſen zu betrachten.
Es wäre müßig, den Ruſſen einreden oder gar ihr Zeugnis dafür er
zwingen zu wollen, daß ſie jetzt in Breſt mit uns einen ehrlich demo-
kratiſchen Verſtändigungsfrieden abſchließen.

In dieſem Sinne widerſpricht der Friedensſchluß im Oſten durchaus
den ſozialdemokratiſchen Wünſchen, und daher rühren die Bedenken, die

von verſchiedenen Rednern der Partei im Reichstag gegenüber dieſem
Abſchluß des Krieges im Oſten nachdrücklich hervorgehoben worden ſind.

Gleichwohl hat auch Erzberger nicht ganz unrecht, denn erzwungene
Gebietsabtretungen ſieht ſelbſt dieſer Rußland aufgezwungene Friede
nicht vor. Weder Polen, noch Litauen, weder Lidland, noch Eſtland,
noch Kurland, noch gar Finnland ſollen dem Deutſchen Reich etwa in der

Weiſe einverleibt werden, wie 1871 ElſaßLothringen als Reichsland
ärz 6 wer W land r tli n rm erli Welcher Art die den Rumänen gegebenen Verſprechungen annektiert worden iſt. Vielmehr ſollen die Bewohner all der genannten

er Friede mit Ruß ſt heute 5 Uhr nach ygren, zeigt u. g. der vom Mancheſter Guardian am Länder ſich ſelbſt eine Regierung wählen, und zwar nach demokratiſchem
ung mittags unterzeichnet worden. 8. Februar veröffentlichte rumäniſche Geheimvertrag, durch Wahlrecht, und dieſe Regierung ſoll dann, falls ſie es wünſcht, völker-
iſen Jnfolge der Unterzeichnung des Friedensvertrages mit den Rumänien das Banat zugeſagt wurde. Der Vertrag gibt rechtliche Verträge mit dem Deutſchen Reich über Zollgemeinſchaft,
Jann Rußland ſind die m ili täriſchen Bewegungen in Rumänien ganz Ungarn innerhalb des Gebietes, das be Eiſenbahngemeinſchaft oder irgend welche anderen ſtaatshoheitlichen oder
g. Groß-Rußland eingeſtellt. grenzt wird von der Theiß, der Donau und dem Pruth. militäriſchen Gemeinſchaften abſchließen. In deutſchen Spießerblättern

30 Uhr hat man nun in den letzten Tagen eifrig erörtert, ob Litauen ſich einenz Aus Stockholm wird noch gemeldet: Jm Gegenſatz zu denl. gapans Jnvaſion in Sibirien. umla fenter Welüchie n Uber Wie Frnete Jherr tſee et Zgn. tungen Prinzen aus Sachſen oder den Herzog Urach von den katbo
iti f es m liſchen Württembergern zum König nehmen wird. In Wahrheit darfAdam. Unter dem Vorwand der ſich immer mehr ausbreitenden Bol- aſien zur Beſeitigung des wachſenden deutſchen Einfluſſes nimmt tiug ſind ichtä ſchewiki- Propaganda und der zunehmenden Unruhen ſchicken die ſein neuerin London ausgegrbeiteter P lan beſtimm das nur von den Litauern abhängen, und wenn ſie klug ſind, verzichten

ars Japaner fortgeſetzt größere Truppenmaſſen nach Wladiwoſtok, tere Formen an. Danach ſoll eine Kolonne von 25—30 000 Mann, ſie auf den einen wie den andern. Deutſchland hat am Export deutſcher
15 Uhr von wo aus ſie ſich ſtets weiter nach dem Weſten ausbreiten. Charbin r r w rigen Fürſten für fremde Throne ſo wenig Jntereſſe, wie etwa für die
haus Jeex e r s i er De lichſt ſoweit vorrückon, daß die Hauptuellen Sibiriens bis zum Frage, ob der hohenzollernſche Ferdinand den Königsthron von Ru,
ubert. beſetzt. Längs der Eiſenbahnlinie ſtehen auch chineſiſche Patrouillen. Ural geſichert werden. Dieſe Aktion werde angeblich im Namen der mänien behält oder nicht. Gerade das rumäniſche Beiſpiel hat mit

Jn der ſo ſchwer durch die Kämpfe mit der Bolſchewiki be neuen ſibiriſchen Republik geſchehen t r. grauſamer Deutlichkeit gezeigt, daß irgendwelche Sicherheit für die
troffenen Stadt Jrkutſk, die unbedingt als das nächſte Ziel nach Als nächſte Folge der ententiſtiſchen Abſichten in Sibirien deutſchfreundliche Haltung eines anderen Staates dadurch nicht ge

J Wladiwoſtok auserſehen worden iſt, wimmelt es von japaniſchen ſind der Botſchafter der Vereinigten Staaten, die amerikaniſche dort einen deutſchen Fürſten auf den Thron ſetzt
Offigieren und verkleideten Soldaten. Jn den großen von Eng Nilitärmiſſion und die Vertreter des Roten Kreuzes bereits am ſchaffen wird, daß man dort einen deutſchen Fürſte t
ändern und Frangoſen gehaltenen Magaginen befinden ſich große 27. Februar aus Petersburg abgereiſt. Ebenſo haben die Bot- Nach dem Friedensvertrag behält oder durch ihn erhält erſt rechtrm Mengen von Munition und Waffen. In den Friſeurläden, die ſWafter Frankreichs und Englands h n ſich der Reichstag die Möglichkeit, darüber zu wachen, daß die Bewohner

n e e e e e e e en e ne De ſeee der Ofſegeerihen und Libens ſh hie ſastie Wenſaſ eng ſeidgranaten angehäuft. Die in der Stadt beſchäftigten Arbeiter ſind Karfäufig iſt noch keine neutrale Macht gum Schutz der franzöſiſchen geben und in ihrem Selbſtbeſtimmungsrecht nicht weiter beeinträchtigt

ter durchweg chineſiſche und japaniſche Soldaten in Zivil.
Ein gut unterrichteter Diplomat ſchreibt im Daily Chronicle,

in Japan ſei die Stimmung offenbar ſehr für eine Jnter-
ventüion, gleichgültig ob die Alliierten damit einverſtanden ſeien
oder nicht. Durch den Verrtag Englands mit Japan ſei dieſes
der anerkannte Hüter von Recht und Ordnun im fernen Oſten.
Das gebe ihm das Recht einzuſchreiten. Jede Mitwirkung der Ver-
einigten Staaten bei dieſer Jntervention würde von der öffentlichen
Meinung in Japan als ein Beweis von Mißtrauen aufgefaßt wer-
den. Man könne dem Umfang der bevorſtehenden Unternehmung
nicht von vornherein künſtliche Grenzen ziehen, denn er werde von
der Entwicklung der Ereigniſſe abhängen. Japan kämpfe nicht
gegen Rußland. Die Teile Sibiriens, die noch nicht unter dem Ein-
fluß der Volſchewiki ſtänden, würden die neue Politik als Beweis
et daß die Alliierten ſie nicht im Stiche ließen, ſympathiſch

rüßen.
„Aus Waſhington wird gemeldet: Nach einer Konferenz

zwiſchen Lanſing und Lord Reading iſt der japaniſche Vor
ſchlag zu einem bewaffneten Eingreifen in Oſtaſien geſtern im
Miniſterrat der Vereinigten Staaten beſprochen worden. Zu einem
definitiven Beſchluß iſt man jedoch nicht gekommen. Der Gedanken
austauſch ſoll jedoch einen günſtigen Verlauf nehmen. Wilſon
beſchäftigt ſich eifrig mit dem japaniſchen Vorſchlag. Es verlautet,
daß das Reſultat vielleicht die eine oder andere Uebereinkunft inter
nationaler Art ſein werde um zu verhindern, daß die transſibiriſche
Eiſenbahn und die reichen Vorräte in Wladiwoſtok in die Hände
Deutſchlands falken.

Von den engliſchen Preßſtimmen ſeien folgende verzeichnet:
Daily News iſt offenbar beunruhigt, und warnt vor neuen Ge
heimverträgen über Kompenſationen, die nichts als Eroberungen
ſeien. proteſtert das Blatt dagegen, daß man Japan gegen
über auf Prinzipienfragen verzichten wolle, wie dies ein franzöſi

3 Blatt verlangte, nur damit Japan mit Truppen eingreife.
orning Poſt möchte gern, daß 4 Deutſchland im Oſten

Intereſſen auserſehen. Man erwartet die Vorſchläge des auf der
Heimreiſe befindlichen Botſchafters Noulens.

Kein neues Friedensangebot an die
Weſtmächte.

Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung ſchreibt
unter der Ueberſchrift: Kein neues Friedensangebot:

Die Londoner Morning Poſt läßt ſich melden, d in
Waſhington von einem neuen deutſchen Friedensangebot die Rede
ſei. Deutſchland wolle Elſaß-Lothringen anFrankreich abtreten, einem Uebereinkommen wegen
Belgiens, Serbiens und des Schadenerſatzes an
Frankreich zuſtimmen, würde aber die Bedingung ſtellen,
daß es die Beuteim Oſten behalten dürfe. Jn Waſſhing-
ton wäre man nicht abgeneigt, ein derartiges Angebot anzunehmen.

Hierzu bemerkt die Nordd. Allg. Ztg.: Das letztere glauben wir
gern, in London und namentlich in Paris wäre die Geneigtheit ver-
mutlich ebenfo groß, denn daß die Weſtmächte auf Koſten Rußlands
ihre eigenen Kriegsziele fördern möchten, mag ſchon ſein. Sie
haben aber im Oſten nichts zu verſchenken und müſſen die Regelung
des nachbarlichen Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und Rußland

ſchon den Beteiligten überlaſſen. hWenn die Meldung der Morning Poſt nicht etwa beſtimmt ſein
ſollte, die Hoffnungen der Franzoſen auf ElſaßLothringen für die
bevorſtehenden kritiſchen Zeiten aufrechtzuerhalten, ſo müßte ſie
völlig als politiſcher Unſinn bewertet werden.

Blutige Vorgänge in Petersburg.
Stockholm, 3. März. (T.-U.) Die Unruhen, die in verſchiedenen

Stadtteilen Petersburgs ausgebrochen ſind, aber ſofort wieder
unterdrückt wurden, nahmen am Sonnabend den Charakter von

werden als vorhandene deutſche wirtſchaftliche Rechte geſtatten. Von
einer Annexion dieſer Gebiete für Deutſchland oder ihrer Kriegsbrand-
ſchatzung kann ehrlicherweiſe alſo nicht die Rede ſein.

Man wird es den Ruſſen nachempfinden können, daß ſie nicht
gern auf ein Gebiet verzichten, das doppelt ſo groß iſt wie Deutſchland
und 50 Millionen Einwohner zählt; ein Gebiet, das bisher zum ruſſiſchen
Reiche gehörte und von deſſen ſtaatlicher Neuordnung die Ruſſen jetzt
gänzlich ausgeſchloſſen ſein ſollen. Aber es handelt ſich bei dieſem Ge
biete auch nicht um das kleinſte Stück Land, in dem Ruſſen wohnen;
es handelt ſich nicht um Völker, die heute etwa den dringenden Wunſch

hätten, weiter in engſter ſtaatlicher Gemeinſchaft mit Rußland zu
bleiben, und gleichwohl jetzt gewaltſam von ihm losgeriſſen würden. Es
unterliegt vielmehr keinem Zweifel, daß die Mehrheit der Polen,
Ukrainer, Finnen, Balten, Letten und Eſten die Erringung der ſtaat
lichen Selbſtändigkeit durchaus begrüßt. Die Errichtung ihrer eigenen
Nationalſtaaten bahnt dieſen Völkern den Weg zu einem bedeutenden
kulturellen und wirtſchaftlichen Aufſtieg. Der Neuaufbau ihres wirtſchaft
lichen Lebens getrennt von Großrußland wird bei ihnen und bei dieſem

nicht ohne Schwierigkeiten von ſtatten gehen. Aber die Wiederher
ſtellung der Friedenswirtſchaft nach dieſem ungeheuerlichſten aller Kriege

wird überall ſo ungeheure Schwierigkeiten bieten, daß die ſtaatliche
Vereinigung oder Loslöſung dabei nur eine untergeordnete Rolle ſpielt.

Gelingt es daher, den Ländern der von Rußland losgeriſſenen
Fremdſtämmigen ein wirkliches Selbſtbeſtimmungsrecht zu geben, ſo
läßt ſich die Löſung der Landfragen im Oſten trotz ihrer gewalttätigen
Form ſehr wohl mit der Erklärung vereinigen, daß uns nicht Erobe

a igentlich ſtä nüber als die ra i la rwerdrhleet ehe heee Sepeg u er Mandſchurei An in Rieſendemonſtrationen an. Eine vieltauſendköpfige Menge zog nach rungsluſt treibt, daß Deutſchland nicht auf Dppantames Lande
ibirien zu tze ſeiner Intereſſen tue, ſei clos, wenn dem Smolny Inſtitut zu, wurde aber an der Ecke des LitejnyPro- und gezwungene Kriegsentſchädigungen ausgeht.

n der Daily ſpekts und der Furſtſtzkaja von einer Abteilung der Roten Garde Im übrigen ſteht es um die Friedensreſolution vom 19. Juli gut;m
Deutſchland nicht geſchlagen werde.Rew3 rt ſich ferner der Luſſiſche Journaliſt Farbmann: Was
auch die Pläne Japans und ſeiner engliſchen und frangöſiſchen Be

rater ſein mögen, die Japaner werden in Rußland als
Feinde und nicht als Freunde aufgenommen werden.

empfangen und zum Rückzug aufgefordert. Als die Menge der Auf-forderung nicht Folge leiſteſe wurde eine Gewehrſalve abgefeuert.

Mehrere Perſonen wurden getötet, darunter auch ein Mitglied der
Konſtituante.

ſie ſoll ein Mittel zur ſofortigen Beendigung des Krieges ſein; ſie
bietet deshalb ſtatt der Fortführung des Kriegsprozeſſes einen ehrlichen
Vergleich an. Gingen die Feinde auf dieſes Angebot ein, ſo könnten



nörgen die Friedensverhandlungen beginnen, und die neuen furchtbaren

Offenſiven blieben den Völkern erſpart. Lehnen aber die Feinde weiter
wie bisher alle Verhandlungen mit der Verſailler Erklärung ab, ihre
einzige Aufgabe ſei die energiſchſte Fortſetzung des Krieges, dann kommt
den der Vergleich nicht zuſtande, und die Weltgeſchichte ſpricht ſpäter
oder früher ihr Urteil. Mag dieſes Urteil ausfallen wie es will, es
kann nie beweiſen, daß der Vergleichsvorſchlag töricht oder unangebracht
geweſen iſt. Selbſt der einſtigſte Friede iſt keine Widerlegung des Be
mühens, den Krieg ſchon Monate früher zu beenden.

Sachſens Intereſſe im Oſten.
Als die Zentralmächte die Selbſtändigkeit Polens ver-

kündeten, erlaubte ſich der inzwiſchen verſtorbene bekannte ſäch-
fiſche Politiker Geheimrat Opitz den Scherz, daran zu er
innern, daß Polen während ſeiner Selbſtändigkeit für kurze
Zeit mit dem ſächſiſchen Königshauſe durch Perſonalunion
verbunden war. Obgleich dieſe Anſicht ausdrücklich abgelehnt

rde, ſo war es doch die zweifelloſe Abſicht des verſtorbenen
nſervativen Politikers, im Bedarfsfalle das ſächſiſche

Königshaus bei der Löſung der polniſchen Thronfrage in
empfehlende Erinnerung zu bringen. Es ſoll damals auch dem
Bruder des Königs Auguſt, dem Prinzen Johann Georg, die
volniſche Königskrone angeboten worden ſein. Er ſoll aber
das Angebot ſofort glatt abgelehnt haben. Wenn Opitz die
Entwicklung der Dinge in Polen hätte erleben können, würde
er wohl ſelbſt den Gedanken, das ſächſiſche Königshaus von
neuem mit der polniſchen Frage in Verbindung zu bringen,
aufgegeben haben. Um ſo auffälliger machen ſich jetzt Be
mühungen bemerkbar, das ſächſiſche Königshaus mit einem
jelbſtändigen Litauen in Verbindung zu bringen. Zu dieſen
Preſſeerörterungen ließ ſich vor einigen Tagen das Miniſte-
rium des Auswärtigen in der amtlichen Sächſiſchen Staats
zeitung vernehmen:

Die in der Deutſchen Zeitung vom 23. d. M. enthaltene Nach-
richt, daß das Königreich Sachſen im Bundesrat den An-
trag auf eine engere Verbindung Litauens mit
dem Königreich Sachſen geſtellt habe, iſt unzu-
treffend. Die Erwägungen über die Zukunft Litauens ſind
an zuſtändiger Stelle noch in der Schwebe. Sollte im weiteren
Verlauf dieſer Erwägungen eine engere Verbindung Litauens
mit dem Königreich Sachſen im Jntereſſe der Reichspolitik und
des litauiſchen Staates liegen, und ſollte deshalb ein entſprechen-
der Vorſchlag an die königliche Staatsregierung gelangen, ſo
würde die Regierung zu prüfen haben, ob die aus einer ſolchen
Verbindung für das Königreich Sachſen entſtehenden Opfer zum
Wohle des Reiches zu bringen ſind.

Aus dieſer halbamtlichen Verlautbarung iſt jedenfalls zu
ſehen, daß tatſächlich Verhandlungen in der angedeuteten
ichtung ſchweben. Und zwar ſoll dem Prinzen Friedrich

Chriſtian, dem zweiten Sohne des Königs, die Rolle des
Kronenträgers von Litauen zugedacht ſein. Jn konſervativen
Kreiſen ſoll aber auch der Plan erwogen werden, nach dem
früheren polniſchen Beiſpiele das geplante Königreich
Litauen durch Perſonalunion mit Sachſen zu verbinden, d. h.
die litauiſche Krone dem König von Sachſen zu übertragen,
womit man ein engeres wirtſchaftliches Verhältnis zwiſchen
dem Deutſchen Reiche und beſonders dem induſtriellen Sachſen
glaubt herſtellen zu können.

Der Gedanke, wirtſchaftliche ſächſiſche Jntereſſen durch
eine Verbindung des ſächſiſchen Königshauſes mit der litaui-
ſchen Frage zu fördern, findet in der Chemnitzer Allgemeinen
Zeitung eine gerade kurioſe Begründung. Bei der Regelung
eines Gebietszuwachſes im Oſten ſei, heißt es da, auch die
Frage einer Machterweiterung Preußens aufgetaucht. Mit
einer ſolchen hätte ſich Sachſen vom rein deutſchen Stand-
punkte abfinden können. Dies hätte ſich aber geändert, als
neben Preußen auch Bayern eine Erweiterung ſeiner Jnter-
eſſenſphäre nach Weſten ins Auge gefaßt habe. Jetzt habe
Sachſen nicht mehr in der Rolle eines unbeteiligten Dritten
verharren dürfen, ſondern nunmehr ebenfalls ſeine Macht-
erweiterungsanſprüche geltend machen müſſen. Zu einer ent
ſchiedenen Stellungnahme ſchien Sachſen um ſo mehr berufen,
als es durch die überragende Stellung ſeiner Jnduſtrie einen
weſentlichen Machtfaktor innerhalb des Reiches darſtelle und
daher im Kreiſe der Bundesſtaaten auch Anſpruch darauf
erheben dürfe, daß ſeine Bedeutung nicht nur nach Quadrat-

emeilen abgeſchätzt werde. Mit der Loslöſung von der ruſſiſchen
Jntereſſenſphäre und mit der Selbſtändigwerdung der an
Deutſchiand angrenzenden Gebiete ſeien dieſe gezwungen, an
ein großes Wirtſchaftsgebiet Anſchluß zu ſuchen; dieſer könne

nur von Deutſchland erfolgen. Damit erwachſe dem
Reiche eine große kulturelle Aufgabe, der kulturelle Rück-
ſtand der ruſſiſchen Grenzlönder ſei kaum zu beſchreiben. Nach
dem Vorbilde der Patenſchaften deutſcher Städte für das
heimgeſuchte Oſtpreußen möchten ſich auch Patenſchaften der
deutſchen Bundesſtaaten für die neuen Grenzſtaaten bilden,
um dort die Kultur zu fördern. Unter den größeren Bundes-
ſtaaten bleibe nur Sachſen zur Löſung der bedeutungsvollen
Aufgabe. Wenn ſich Sachſen bei der Löſung dieſer Frage ab-
lehnend verhalten wolle, ſo würde dies wahrſcheinlich für
ſeine Zukunftsſtellung im Reiche von verhängnisvoller Be-
deutung ſein. Man brauche nur an die Tertilinduſtrie zu
erinnern, die durch die Schafzucht und den entwickelten Flachs-
bau der neuen Randſtaaten profitieren könnte. Auch für den
ſächſiſchen Verwaltungskörper- könnte eine Erweiterung des
Aufgabenkreiſes von Vorteil ſein. Und ſo iſt denn eine engere
Verbindung Sachſens mit Litauen ohne weiteres gegeben.

Es hieße dieſen partikulariſtiſchen Mumpitz ernſt nehmen,
wollten wir dieſe Gedanken auf ihre Richtigkeit prüfen. Wir
begnügen uns mit der Bemerkung, daß den deutſchen und
damit auch den ſächſiſchen Wirtſchaftsintereſſen am beſten ge-
dient wäre, wenn wir es verſtänden, wegen der ruſſiſchen Rand-
länder zunächſt mit Rußland zu einer Verſtändigung zu
kommen, die keine Reibungsflächen zurückläßt. Dann aber iſt
es im Jntereſſe eines dauernden Friedens notwendig, daß
auch die ſelbſtändig gewordenen Staaten völlig über ihre
innere Geſtaltung verfügen können, daß ſie alſo in der Lage
ſind, ſich durchaus unbeeinflußt ihre innere Staats und
Regierungsreform zu wählen. Eſtland hat ſich in den erſten
Tagen ſeiner Selbſtändigkeit zu einer freien Republik erklärt.
Und ob es bei völlig freier Entſchließung nicht auch fernerhin
Anſchluß an Rußland ſuchen würde, woſſen wir dahingeſtellt

in laſſen. Das gilt aber auch für die übrigen neuen Rand-
en, Litauen einbegriffen. Das wirtſchaftliche Leben des

Deutſchen Reiches würde jedenfalls durch die mit Rußland zu
einem Staatenbunde vereinigten ſeſbſtändigen Republiken
weit mehr profitieren, als durch die Züchtung künſtlicher
Staaten, denen man als Mittel zum Zwecke Fürſten aus
deutſchen Bundesſtaaten aufpfropft.

Eine franzöſiſche GEnthüllung.
Frankreich feierte am Freitag die Erinnerung an den

Proteſt der Elſaß-Lothringer in der Nationalverſammlung in
Bordeaux am 1. März 1871. Paris fand die Feier in
der Sarbonne, in Anweſenheit Poincarés ſtatt. Es ſprachen
zahlreiche Redner, unter ihnen auch Miniſterpräſident Cle-
menceau, der zum Vertrauen aufforderte, denn die Stunde
der Verwirklichung ſei nahe. Beſonderes Intereſſe aber for
dert die Rede des Außenminiſters Stephen Pichon, die von
Havas ausführlich wiedergegeben wird. Pichon verlas u. a.
einen Brief Wilhelm L an die Kaiſerin Eugenie vom
26. Oktober 1870, in dem es heißt:

Nachdem Deutſchland ungeheure Opfer für feine Verteidigung
gebracht hat, wünſcht es die Sicherheit zu haben, daß der nächſte
Krieg es beſſer vorbereitet findet, um den Angriff abzuweiſen, mit
welchem wir rechnen müſſen, ſobald Frankreich gerüſtet ſein und

noſſen haben wird. Dieſer traurige Grund und nicht
etwa der Wunſch, das Vaterland zu vergrößern, deſſen Gebiet groß
genüg iſt, zwingt mich, auf Gebietsabtretungen zu beſtehen, welche
keinen anderen Zweck haben, als den Ausgangspunkt der
franzöſiſchen Armeen zurückzuverlegen, die uns in
Zukunft angreifen werden.

Herr Pichon erklärte dann, Deutſchland habe in der
Stunde, in der es den gegenwärtigen Krieg herbeigefühßrt,
Frankreich entehren wollen und machte zum Zweck des Be
weiſes eine Enthüllung, die, wenn ſie echt iſt, allerdings
ſehr großes Aufſehen erregen muß. Der Miniſter ſaote:

Jch ſtelle dies feſt durch die Entdeckungeines Schrift-
ſt ücke s, das die deutſche Reichskanzlei nach ſeiner Abfaſſung ſorg
fältig im tiefen Gebeimnis ihrer gebeimſten Archive aufbewahrt.
Wir kennen es erſt ſeit kurzer Zeit. Seine Echtbeit iſt unbeſtreit-
bar. Es trägt die Unterſchrift Dr. von Bethmann Hollwegs vom
31. Juli 1914. Man weiß vor allem aus der amtlichen Bekannt-
machung im deutſchen Weißbuch, daß der Reichskanzler an dem
Tage, als er Herrn von Schoen beauftragte, uns den Zuſtand der
drohenden Kriegsgefahr gegenüber Rußland bekanntzugeben, ſeinen
Botſchafter aufgefordert hatte, uns zu erſuchen, neutral zu bleiben
und uns für die Antwort eine Friſt von achtzehn Stunden zu ge
währen.

Was man nicht weiß, und was ich enthülle, das iſt, daß das
S das dieſe Anweiſungen enthielt, mit dieſen Worten
ſchloß

Wenn d'e franzöſiſche Regierung erklärt, daß ſie neutral
bleibt, ſo wollen Eure Erxzellenz ihr mitteilen, daß wir als Bürg-
ſchaft für die Neutralität die

nebergabe der Feſtungen Toul und Verdun
verlangen müſſen, die wir beſeren und nach Beendigung des
Krieges mit Rußland wieder zurückgeben würden. Die Antwort
auf die letztere Frage muß vor Sonnabendnachmittag um vier Uhr
hier ſein.

Das iſt die Art, wie Deutſchland den Frieedn in dem Augen-
blick wollte, in dem es den Krieg erklärte. Da ſehen wir, wie auf-
richtig es iſt, wenn es behauptet, daß wir es gezwungen haben, die
Waffen zu ſeiner Verteidigung zu ergreiſen. Das iſt der Preis,
mit dem es beabſichtigte, uns für unſere Widrigkeit zahlen zu laſſen,
für den Fall, daß wir ſo gemein geweſen wären, ihm das ver
bündete Rußland auszuliefern und unſere ver
leugnen, wie Preußen die ſeinige verleugnete, indem es den Ver
trag zerriß, der die belgiſche Neutralität gewährleiſtete.

Wie das Berliner Tageblatt von „zuſtändiger Seite“ er-
fährt, ſollen die Mitteilungen Pichon s über das Bethmann
Telegramm vom 31. Juli 1914 im weſentlichen richtig
ſein. Jm übrigen wird eine objektive Erörterung der Vor-
gänge vor dem Kriege erſt nach Beendigung des Krieges.
möglich ſein.

Austauſch der Kriegsgefangenen
zw ſchen Rußland und Deutſchland.

Angeſichts der dem Frieden zudrängenden Entwicklung in Ruß
land iſt die Hoffnung auf Austauſch der Gefangenen in größere
Nähe gerückt. Unſer Volk würde ſich aber einem allzu großen Opti-
mismus hingeben, wenn es ſich den Austauſch aller Gefangenen als
mit dem Friedensſchluß unmittelbar bevorſtehend denken ſollte. Jn
welcher Form und in welchem Zeitraum die Rückführung der deut
ſchen Kriegsgefangenen in die Heimat und umgekehrt die Zurück-
ſchaffung der ruſſiſchen Kriegsgefangenen nach Rußland bewerk-
ſtelligt werden wird, iſt heute noch nicht zu überſehen. Feſt ſteht,
daß die deutſchen Unterhändler, beſonders auch die Kommiſſion in
Petersburg, alles daran ſetzten. um die in Rußland befindlichen
Kriegsgefangenen möglickſt bald ihrer Heimat wiederzugeben.
Allein auch wenn alle hierauf Lkezüglichen, ſehr ſchwierigen Fragen ge
löſt ſein werden, wird im Hinblick auf die großen Entfer,
nungen in Rußland und Sibirien und auf die äußerſt
mangelhaften Transport verhältniſſe in dem in je-
der Hinſicht desorganiſierten Rußland die Rückführung nicht ſo
raſch erfolgen können, wie der Laie wohl denken und fffen mag.
Zu berückſichtigen iſt auch, daß aus ſanitären Gründen die Ge.
fangenen nach erfolgtem Austauſch noch nicht ſofort in die
Heimat entlaſſen werden können, weil ſie wegen der großen Seuchen
gefahr einige Wochen der Quarantäne im beſetzten Gebiete
werden durchmachen müſſen. Daß dabei durch gute Quartiere uſw.
in jeder Weiſe für ſie Sorge getragen werden wird, verſteht ſich
nach den mannigfocken Leiden, die ſie in der Gefangenſchaft für
ihr Vaterland erdulden mußten, ganz von ſelbſt.

Die Lage in Jrland.
Vaſel, 2. März. Der Times zufolge iſt in der iriſchen Graf-

chaft Clare der verſchärfte Belagerungszuſtand erklärt
worden. Truppen ſind mit großer Eile zur Verfügung der Polizei
dorthin geſandt worden.

Amſterdam, 2. März. Nach einer Reutermeldung iſt der Ober-
befehlshaber der im Jnland befindlichen Streitkräfte Lord French
mit ſeinem Stabe heute in Dublin eingetroffen.

Kleine Kriegsnachrichten.
Berlin, 2 März. Jm Monat Februar haben die Mittelmächte

über 1066 Offiziere und mehr als 30994 Gefangene gemacht.
Hierzu kommen noch verſchiedene höhere Stäbe und 2 ruſſiſche
Regimenter. An Leute wurden 1353 Geſchütze, 2154 Maſchinen
ewehre eingebracht. Außerdem fielen in Minſk den Deutſchen
50 Gewehre und während des bisherigen Vormarſches 104
Lokomot ven, 5—6000 Fahrzeuge und 2348 Eiſenbahnwagen in
die Hände, von denen 704 voll beladen waren.

Lugano, 3. März. Großes Aufſehen erregt es, daß außer der
italieniſch-franzöſifchen und den Schweizer Grenien geſtern auch
die franzöſiſch-ſpaniſche Grenze geſperrt worden iſt.

Amſterdam, 4. März. Aus Neuyork wird gemeldet: Die
Meldung für die dritte „Freiheitsanleihe“ wird am 6. April, dem
Jahrestag der Kriegserklärung Amerifas, beginnen. Das Shatzamt
teilt ine die Kriegskoſten der Vereinigten Staaten nahezu
tauſend Millionen Dollar monatlich betragen.

Der Krieg zur See.
Berlin, 3. März. (Amtlich.) Der unermädli Tätigkeit

unſerer UBoote ſielen im Aermelkangl und an der Eng
ederomere r un o B. R. T. und ein tief beladener eng
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Die hiſtoriſche Entwicklung
Bulgariens.
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Unſere heutigen Kartenſkizzen geben unſern Leſern ein Bild
von dem Entſtehen und Aufblühen Bulgariens im frühen Mittel-
alter, von ſeiner erſten Knechtſchaft, den Wiedererſtehen, den fünf-
hundertjährigen Schlaf unter türkiſcher Herrſchaft und dem raſchen
Wiedererwachen zu neuem Leben, das in unſere Tage gefallen iſt.
Die Bulgaren ſind unter dem Zaren Aſparuch um das Jahr 660 in
die Dobrudſcha eingedrungen und haben ſich hier niedergelaſſen. Die
Dobrudſcha iſt alſo gleichſam die Wiege des bulgariſchen Reiches ge
de und hieraus erklärt ſich in erſter Linie das Beſtreben der
Bulgaren, die Dobrudſcha wieder ganz und ungeteilt ihr eigen nennen
zu können. Jſt ſie doch bis zum Berliner Vertrage von 1878 ſtets
als das bulgariſche Stammland anerkannt worden. Von der
Dobrudſcha dehnten ſich die Bulgaren raſch nach Weſten und Süden
aus und durch Vertrag mit Konſtantin IV. von Byzanz wurde ihnen
die auf unſerer Karte verzeichnete Nordgrenze gegeben, während
Aſparuchs Nachfolger Terwel ſich auch das Gebiet von Vidin bis
zum Timok-Fluß im Weſten und im Süden die Linie bis in die
Gegend von Sofia, Philippopel und Bürgas ſicherte. Die folgenden
Zaren dehnten den Machtbereich Bulgariens rach nach Norden,
Weſten und Süden aus und ſo finden wir auf der e Karte,
die das Jahr 864 betrifft, den öſtlichen Teil Ungarns, ganz
Rumäniens, Süd-Beßarabien, Belgrad, Oſtſerbien und Mazedonien
bis hinter Ochrida im verträglich geſicherten ungeſtörten Beſitz
Bulgariens. Es war dies die Zeit der erſten Blüte Bulgariens
unter den Zaren Boris I., unter dem die Bulgaren das Chriſtentum
annahmen. Unter ſeinem Nachfolger Simeon wurden die Bul-
garen unter dem Drucke der Völkerwanderung genötigt, die Teile
ihres Landes jenſeits der Donau an die Magyaren und Petſchenegen
zu überlaſſen, dafür dehnten ſie ihre Herrſchaft nach Weſten und
Süden aus, einerſeits alſo an das Adriatiſche Meer, anderſeits bis
an die Tore von Lariſſa und Saloniki.

Die Nachfolger Simeons vermochten ſich indeſſen gegen das
wieder erſtarkende Byzanz nicht zu behaupten und ſo gelang es dem
byzantiſchen Kaiſer Baſilius II. im Jahre 1018 ganz Bulgarien zu
unterwerfen. Wie weit das ganze Gebiet indeſſen damals ſchon von
den Bulgaren ſelbſt bewohnt war, wird am beſten durch die Tatſache
bewieſen, daß die Byzantiner die Provinz Bulgarien als ungeteiltes
Verwaltungsgebiet beſtehen ließen, wie unſere Karte es veran-
ſchaulicht. Jm Jahre 1186 erhob Aſſen J. die Fahne der Empörung
im Norden Bulgariens und ſeine Nachfolger Kalojan und Aſſen II.
vollendeten das Werk der Befreiung. Karte 5 zeigt Bulgariens da
malige Ausdehnung. Jetzt begann Bulgariens Niedergang. Aſſens II.
Nachfolger verloren zunächſt die nordweſtlichen Gebietsteile mit
Belgrad an die Serben, desgleichen Mazedonien, Und als nach dem
Tode Stefan Duſchans, deſſen re Reich auseinander fiel,
bildeten ſich aus den bulgariſchen Teilen Mazedoniens die Fürſten-
tümer Prilep und Welbuſchd, während auch das alte bu gariſche
Stammland ſich in drei Fürſtentümer ſpaltete, Vidin, Tirnowo uad
das Küſtenland am Schwarzen Meer. Dieſe einzelnen Länder konn
ten dem übermächtigen Drucke der Türken nicht wiederſtehen und
wurden nacheinander eine Beute des Siegers.

Fünfhundert Jahre haten ſie unter türkiſcher Herrſchaft leben
müſſen, aber nichts hat vermocht, den Charakter des Landes und
ſeiner Bewohner zu ändern. Und als dann das harte Joch ſich
lockern begann, und als vor allem in der C die Türkei

zwungen war, dem äußeren und inneren Drucke nachzugeben undZugeſtändniſſe zu machen, erhob die bulgariſche Kirche als eine der

erſten wieder ihr Haupt und unſere Karte des bulgariſchen
Exarchats beweiſt genau, wie weit ſich die bulgariſche Kirche und



betreffenden Firman des als Augeri

Exar b nd Ochridader bulgariſche Charakter ausdrücklich anerkannt worden. Wenn
es hier zu einer Einſetzung bulgariſcher Biſchöfe nicht gekommen
iſt, ſo hat dies an Differengen zwiſchen der Türkei und dem in
zwiſchen befreiten Bulgarien gelegen. Karte 7 ſchildert das Bul

obrudſcha an

damit bulgariwärti un e an e troß aller Viperörete ren
ten bezeichnet. Auch für Uestüb, Movaſtir u

rien des Berliner Vertrages, des einen Teil der D
umänien für das dieſen genommene Beßarabien gaben und das

e mit Niſch und Pirot an bien ten mußte,
ohne daß ſeine Wünſche auf zedonien Berü ung fanden.
Karte 8 endlich zeigt Bulgarien, wie es zur Zeit ausſieht und der
es der ehemals bulgariſchen Gebiete in Nordoſt, Weſt und

ü

Wir entnehmen dieſe Karten dem von dem bulgari aten in Berlin D. Rizoff herausgegebenen iſi e v

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Eine ſtärkere Aeberwachung des Eiſendahngüter
transports.

Die Diebſtähle an Transportgütern auf den Eiſenbahnen, die ſich
in der letzten Zeit immer mehr häuften, haben dazu geführt, eine Ver
ſtärkung der militäriſchen Wachtkommandos auf den Verſchiebebahn
höfen, Güterböden und Ladeſtraßen in Betracht zu ziehen. Verhand
lungen, die deswegen zwiſchen dem Miniſterium der öffentlichen Arbeiten
und dem Kriegsminiſterium ſchwebten, haben dazu geführt, daß eine
vermehrte Geſtellung militäriſcher Wachen und Poſten für die größeren
Rangierbahnhöfe und ſonſtigen Transportſtellen in Ausſicht genommen
worden iſt, ſoweit es ſich mit den militäriſchen Intereſſen vereinigen
läßt, mehr Mannſchaften zur Tee zu ſtellen. Für die Ermittlung
von Dieben ſollen fortan den den Wachtkommandos r Mili-
tärperſonen Belohnungen in gleicher Weiſe gewährt werden, wie ſie die
Angeſtellten der Eiſenbahnverwaltung bisher ſchon erhielten. Man
hofft, durch dieſe Maßnahmen den Diebſtählen in Zukunft wirkſamer
entgegentreten zu können.

Der deutſche Bundesfürſt im ruſſiſchen Heere.
Zur Thronfolge-Frage in Mecklenburg-Strelitz ſchreibt

die Landeszeitung:
Verſchiedene Tat'achen ſind noch nicht geklärt, und aus dieſem

Grunde hat der Groſ,herzog Friedrich Franz IV. im Jntereſſe des
Wohles des Landes, das keine Unterbrechung der Regierungstätigkeit
erlaubt, die Regierungscewalt, aber nicht die groß herzogliche Würde
in MecklenburgStrelitz übernommen. Er bezeichnet ſich in der Pro
klamation ſelbſt als Verweſer der roh herzoglichen Lande, was ſo viel
bedeutet, daß Großherzog Friedrich Franz IV. ſich ſo lange als Regent
betrachtet, bis die eben erwähnten Tatſachen völlig geklärt ſind.“

Nun, die Tatſachen ſind jedenfalls inſoweit geklärt, als nach dem
Gottesgnadenprinzip auf dieſen deutſchen Thron ein Mann
Anſpruch hat, der ruſſiſche Soldaten gegen Deutſchland geführt hat.

7

Wenn Durchlaucht reiſt.
Ein merkwürdiges Erlebnis gab der Abg. A. Geck im badiſchen

Landtag bei der Beratung des Voranſchlags der Staatsbahnen zum
beſten. Als er vor einigen Tagen von Karlsruhe nach Offenburg
fuhr, wurde ihm und einigen Militärs, die im ſelben Abteil ſaßen
und auf der Fahrt nach der Front begriffen waren, unterwegs vom
Schaffner bedeutet, ſie hätten in Baden-Oes das Abteil zu räumen,
es ſei „eine fürſtliche Perſon angeſagt“, für die ein ganz beſonderes
Abteil reſerviert werden müſſe. Als brave Untertanen und getreue
Staatsbürger folgten der Abgeordnete und die Militärperſonen dem
Befehle ſie „ſtiegen hinab“ in die III. Klaſſe. Und in Baden-Oes
ſchlüpfte „Jhre Durchlaucht“ die Fürſtin von Fürſtenberg in
das Abteil, untertänigſt geleitet von dem weißkehandſchuhten Bahn
vorſtand. Die Fürſtin erhielt das ganze Abteil zugewieſen, obgleich
ſie nur zwei Fahrkarten, für ſich und ihre Begleiterin ge-
löſt hatte.

Man ſieht: wenn „durchlauchte“ Perſonen zu reiſen geruhen,
gibt es weder Platzmangel noch all die ſonſtigen Unannehmlichkeiten
und Beſchwerniſſe, denen das „gewöhnliche“ Volk heutzutage beim
Bahnfahren ausgeſetzt iſt!

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
120. Sitzung. .Sonnabend, 2. März, vormittags 11 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Handelsminiſter Dr. v. Sydow, Oberberg-
hauptmann Althaus.

In der zweiten Beratung des Staatshaushalts ſind die

Staalsbergwerke
an der Reihe.

Abg. Vogelſang (Ztr.): Die Löhne müſſen nach Möglichkeit erhöht
werden, ſelbſt wenn die Kohlenpreiſe dadurch etwas ſteigen. Jn Reck
linghauſen erhalten diejenigen Arbeiter, die ein Häuschen haben, ge
ringeren Lohn. Die Kriegsinpaliden dürfen einſchließlich ihrer Renten
keinen geringeren Lohn erhalten als die übrigen Arbeiter. Bei Lohn-
rugteren müßte ein Ausſchußmitglied zugegezogen werden.

rbeil der Jugendlichen unter Tage muß eingeſchränkt werden. Ueber
das Wagennullen wird ſehr geklagt. Dieſe Mißſtände müſſen beſeitigt
werden, damit es nicht ſpäter, wenn die Arbeiter nicht mehr arbeiten
können, heißt, ſie ſtreiken aus politiſchen Gründen. Die reichen Knapp-
ſchaftsvereine zahlen für ihre Kranken in den konfeſſionellen Kranken
häuſern viel zu wenig und ſchädigen dadurch die Kirchgemeinden. Der
Redner proteſtiert ſcharf gegen das Verhalten der Reichsbekleidungsſtelle
gegenüber den Forderungen der S nach T

Macco wendet ſich ureaukregehen der i Reichsämter. z. B.
Zechen ihre eigene Kohle nicht verwenden, müſſen von weither
andre beziehen. Dieſe Kriegs und Sozialwirtſchaft würde eine Ein
ſchränkung un'erer Wettbewerbfähigkeit auf dem Weltmarkt zur Folge
haben. Eine Beſchlagnahme des Beſitzes würde jede wirtſchaftliche Jni
ſürtge erſticeen und den Wiederaufbau unſerers Wirtſchaftslebens ge

ährden.
Handelsminiſter Dr. Sydow: Die Betriebsergebniſſe geben an ſich

noch keine hinreichende Urteilsmöglichkeit über die Rentabilität des
ſtaatlichen Berghaues. Eher gibt dies der Betriebsbericht mit den darin
enthaltenen Zuſammenſtellungen. Wir müſſen genau ſo verfahren wie
der Kaufmann und alles, was für Anſchaffungen gezahlt iſt, muß in
Schuld geſtellt werden. Die Verhandlungen mit den Zechenbeßvern

werden i ä vom abe
wird auf die Arbeiter nicht au
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Der deutſche Tagesbericht.

Großes Hauptuartier, 3. März.
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Ruppreccht.
Belgier gefangen. Brandenburgiſche Sturmtrupps brachten von
einem Vorſtoß bei Neuve-Chapelle 66 Portugieſen, darunter
drei Hffiziere, gefangen zurück.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Franzöſiſche Kompagnien griffen am Abend nach mehrſtündiger

Feuervorbereitung unſere Stellung bei Corbeny an; ſie wurden im
Gegenſtoß zurückgeworfen. Jn der Champagne lebte die Ge
fechtstätigkeit in den Kampfabſchnitten vom 1. 3. zeitweil.g auf.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generafeldmarſchalls

Prinz Leopold von Bayern.
Die nach Ablauf des Waffenſtillſtandsvertrages eingeleiteten

Operationen haben zu großen Erfolgen geführt. Die Truppen ded
Generaloberſten Grafen Kirchbach haben Livland und Eſtland
zur Unterſtützung der bedrängten Bewohner im Siegeszug durcheilt,
begleitet durch Teile der über den zugefrorenen Mo on Sund vor
gehenden Beſatzungen der baltiſchen Jnſeln und durch eſtniſche Re
gimenter. Reval und Dorpat wurden genommen. Unſere
Truppen ſtehen vor Narva.

Die Armeen des Generaloberſten von Kirchbach und des
Generalfeldmarſchalls von Eichhorn haben in unaufhaltſamem Vor
dringen über Dünaburg und Minſk nach hartem Kampf
Pleskau ſowie Polozk und Voriſſow genommen. Jn
B u niſk wurde die Vereinigung mit polniſchen Diviſionen
erzie

Teile der Heeresgruppe haben in Ueberenſtimmung mit der
ukrainiſchen Regierung den Eiſenbahnweg von Luniniſk über
Rjetſchiza am Dnjepr bis Gymel nach mehrfachem Kampf
geöffnet. Andere Diviſionen unter Führung des Generals von
Knuserzer haben, feindlichen W derſtand brechend, die auf Kiew
führenden Bahnen und Bahnlinie Kiew-Shmerinka vom
Feinde geſäubert. Am 1. März wurde Kiew im Verein mit
Ukrainern genommen; deutſche und öſterreichiſch-ungar. ſche Truppen
ſind in Shmerinka eingerückt.

Die dem Feinde abgenommene Beute iſt auch nicht annähernd
zahlenmäßig feſtzuſtellen. Soweit Meldungen vorliegen, ſind in
unſerem Beſitz:

An Gefangenen: 6800 Off ziere und 57 000 Mann.
An Beute:2400 Geſchütze, über 5000 Maſchinengewehre, viele

tauſend Fahrzeuge, darunter über 500 Kraftwagen und elf Panzer-
autos, über zwei Millionen Schuß Artilleriemunition und rund
128 000 Gewehre, 800 Lokomotiven und 8000 Eiſenbahnwagen.

Hinzu kommt die Beute von Reval mit 13 Off zieren, 500
Mann, 220 Geſchützen, 22 Flugzeugen und viel rollendem Material.

Heeresgruppe Mackenſen.
Der Waffenſtillſtand mit Rumänien iſt geſtern gekündigt

worden. Darauf hat ſich die rumäniſche Reg erung bereit erklärt,
in neue Verhandlungen über einen weiteren Waffenſtillſtand auf
Grund der von den NMittelmächten geſtellten Bedingungen einzu-
treten. An dieſe Waffenſtillſtandsverhandlungen ſollen ſich Friedens
verhandlungen anſchließen.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

franzöfiſchen, gegen deren Einfuhr aber vor dem Kriege mehrmals Pe-
titionen aus dem Siegerland ſich gerichtet haben. Hört, hört! bei den
Sozialdemokraten.)

Für Kartoffeln werden im Ruhrrevier ſchon bis zu 36 M. pro
R bezahlt. Bei den Landwirten ſind ſie noch reichlich vorhanden.

an unterſchätze die Erregung der Arbeiterſchaft nicht! Die Streiks im
Ruhrrevier hatten ihre weſentliche Urſache in Ernähungsfragen und
materiellen Schwierigkeiten. Unſerem hier abgelehnten Verlangen nach
einer Kartoffelration von 10 Pfund haben ſich die Gewerkſchaften in An-
trägen an das Kriegsernährungsamt angeſchloſſen. Dieſe Mengen
würden bei ſcharfem Zufaſſen ſchon zu finden ſein. Bei der Obſt- und
Gemüſenot, bei dem Mangel an Teigwaren müſſen die Arbeiter
ſofort mehr Kartoffeln erhalten.

Erhalten Staatsbeamte in ländlichen Gegenden geringeres Gehalt?
Warum denn dann Arbeiter? (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.)
Und wird das Einkommen eines Miniſters verringert, weil er ein
Rittergut hat? Da hätte der Miniſter v. Schorlemer noch etwas zu
zahlen müſſen! t

Wenn die Arbeiter Fett aus der Hindenburgſpende abgelehnt haben,
ſo nur wegen der wucheriſchen Preiſe. (Zuſtimmung bei den Sozial
demokraten.) Der Kartoffelpreis ſteht heute 300 Prozent über dem
Friedenspreis, die höchſte Lohnſteigerung im Staatsbergbau betrug in
dieſer Zeit gegen 75 Prozent ein kraſſes Mißverhältnis, zumal
Kartoffeln und Brot die Hauptnahrung der Bergarbeiter ſind. Wir for
dern eine reellere Lohnwirtſchaft. Es beſtehen Unterſchiede von 8 M.
pro Schicht. Gerade die niedrigeren Gedingelöhne bedürfen der Auf-
beſſerung und insbeſondere in den ſo ſehr rentablen Kokereibetrieben.
Die Obertagearbeiter erhalten vielfach geradezu Hungerlöhne. Selbſt
wenn wir für Preiserhöhungen eintreten würden, hätten wir nach un
ſeren Erfahrungen keine Garantie dafür, daß die Löhne erhöht werden.

Hie Aber die Richtpreiserhöhungen werden immer mit Lohnerhöhungen be
gündet. Dabei bewilligt man den Landwirten fortgeſetzt höhere Preiſe.
In Oberſchleſien werden auf den fiskaliſchen Gruben vollkräftigen Ar-
beitern bis zu 60 Prozent pro Schicht abgezogen, die im Oktober ein-
geführte Lohnerhöhung wird dadurch einfach wieder genommen. (Hört,
hört! bei den Sozialdemokraten.

Das Vertrauen der Arbeiter zu den Hilfsdienſtausſchüſſen iſt ſtark
zurückgegangen, ſeitdem ſie ſich geweigert haben, an Verhandlungen
zwiſchen Zechen und Arbeiterorganiſationen mitzuwirken. So wird

che Vor „beruhigend gewirkt! Da darf man ſich nicht wundern, wenn der Un
Die Behandlung kriegsbeſchädigter Arbeiter iſt viel

fach rdigend, ſie werden bis zu 5 M. pro Schicht ſchlechter entlohnt,
als die übrigen Arbeiter. Soll das der Dank des Vaterlandes ſein?
(Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.)

Ein Konſervativer im Wahlrechtsausſchuß ſagte, jetzt könne jeder
Arbeiter 6000 M. erſparen. Da ſieht man die Wahrheit des Disrael-
ſchen Wortes von den zwei Nationen, die einander nicht mehr verſtehen.
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Das wird geſagt in einer Zeit
ſo wahnſinniger Verarmung gerade der Arbeiterſchaft! Immer noch
wird üeberſchichtenverweigerung beſtraft, entgegen wiederholten Er-
klärungen des Miniſters, ja am Deiſter werden wegen einer einzigen
verſäumten Ueberſchicht Lohnverluſte bis zu 35 Mark im Monat ver-
hängt. Bei der jetzigen Ernährung kann in Ueberſchichten doch nicht mehrgehe den. Abermals hat die Ausſchußmehrheit die Mitwirkung

r Das iſt der Herren-am „SGedinge“vertrag abgelehnt.
ſtandpunkk e während einſt im das Gedinge verein
bart wurde. ſe willkürliche Lohnfeſtſetzung muß die Arbeiter in

rer Menſchenwärde empören, Unruhe und Erbitterung wachſen laſſen.
Die Unterbeamten werden bei dieſem Syſtem zum Puffer zwiſchen
Arbeitern und Betriebsleitung, ſie werden oft ſehr un behandelt
und laſſen dann Nervoſität an den Arbeitern aus. Die Unter-
beamten ſind echtlich ſie ſtehen unter dem

des enSolls, nM ergerhene ſoll vie Steiger feſt

e Vor eintreten. EinVereini a g. bem m Verein au eniſt. Auf der a Seite iſt e geh nternehmer
Erganiſation zu Mrken und bei drohendem Zerfall zuſammenzuhalten.
Jch warne dvor, die Unruhe unter den Steigern auch noch ſo
weit z e den S Veſaheungen Sicherheit
nänne d en d e Bee ud t den S Unter Tage Betrieben.

15jährigen werden, die 8 Stunden und mehr in der

Saüdweſtlich von Lombardzyde nahmen wir eine Anzahl

aſigen Luft, in der g lichen Tiefe verbringen. Maſſenhaft verriFrauen die ſchwerſte Arbeit im Bergbau. Sofort mit Kriegsende

der volle Arbeiterſchutz wieder eintreten. (Zuſtimmung bei den Sozial
demokraten.)

Das Durchſchnittseinkommen der ar tsinvaliden bleibt untet
Pug ork. Hier muß geholfen werden, die Leute verhungern buch-

äblich.Geſtern hat det konſervative Abgeordnete Schulze-Pelkum aus den

Betriebsergebniſſen auf Untergelegenheit des Staatsbetriebs gegenüber
dem Privatbetrieb geſchloſſen und gegen Monopoliſierung gewendet,
Einſtmals zogen die Agrarkonſervativen gegen das Kohlenſyndikat zu
Felde jetzt haben Bund der Landwirte und Zentralverband der Jn-
duſtriellen eine Jntereſſengemeinſchaft geſchloſſen und völliger Stellungs-
wechſel iſt die Folge. Der Etat wird immer undurchſichtiger, immer
weniger Klarheit wird ausgegeben. Arbeitet man ſich aber durch, ſo er
kennt man, daß 1916 bei 507 Millionen Anlage- und Betriebskapital ein
Geſamtüberſchuß von 97,4 Millionen Mark erzielt wurde oder 19 Pro
zent Verzinſung! Das beſte Jahr, das die Staatsbergwerke haben, 1913,
lieferte nur 83,4 Millionen Ueberſchuß 18 Prozent. Dabei waren
1916 die hohen Kriegsausgaben zu berückſichtigen. An glattem Rein
ewinn lieferte Oberſchleſien 1916 18 Prozent, der Oberharz ſogar 37
rozent. Und die Rente der Berg- und Hüttenwerke ſtieg von 9 Pro

zent im Jahre 1913 auf 15 Prozent im Jahre 1916. Auch der Uebex-Zu pro Tonne iſt 1916 höher als in dem ausgezeichneten Jahr ist.

arum haben wir eine Anzahl mißrentierender Werke? Weil man ſie
gegen unſer Abraten zu teuer gekauft hat. Das gibt auch der Abgeord
nete Dr. Macco zu, gewiß ein Fachmann. Wir haben davor gewarnt.
Und wer hat den Nutzen von den hohen Ankaufspreiſen gehabt?

Obgleich weiterer Kohlenverteuerung die ſchwerſten Bedenken enk-
gegenſtehen, rechnet der Etat mit höheren Einnahmen, offenbar in Er-
wartung höherer Preiſe. Das wird auch bewilligt werden, ohne daß
Klarheit gegeben wird über Zeitpunkt und Höhe und während man die
mehr Lohn fordernden Arbeiter auf die Preiserhöhung verweiſt.

Wie ſteht es mit den außerordentlich hohen Auslandpreiſen, die auch
unſere Einfuhrwaren erheblich verteuern, ſo daß die Laſten für den
Sondervorteil einer kleinen Minderheit die Allgemeinheit treffen.

Der Etat wirft auch weſentlich erhöhte Schuldentilgung aus und
eine Zunahme von 600 000 M. zum „Hibernia“geſchäft. Der Staat be
zahlt die Beamten, aber der Ertrag fließt den früheren, ſchwerreichen
Beſitzern zu nachdem man die Staatsſchulden durch dieſes Geſchäft
beträchtlich erhöht hat. Der verſprochene „Hybernia“bericht wo
bleibt er? Ueberhaupt wird das Abgeordnetenhaus von der Berg-
verwaltung etwa ſo behandelt, wie die Aktionärverſammlungen von ge
wiſſen Direktoren. Einem Haus mit einer andern Mehrheit wird man
ſo nicht mehr kommen können.

Auch die Berichterſtattung der Bergbauverwaltung iſt ſehr reform
bedürftig. So iſt einer der beſten Saarſchächte infolge Waſſereinbruchs
ſeit drei Jahren außer Betrieb, ein Geſamtverluſt von gut einer Million.
Dieſe Kotoſtrophe iſt dem Landtag vollkommen verſchwiegen worden.
(Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Aus welchem Fonds will man
die mehrere hunderttauſend Mark erfordernden Wiederherſtellungskoſten
decken? Das Gratisblett „Der Bergmannsfreund“ macht Propagands
für die Eelben, die Arbeiter wollen es gar nicht woher werden die
Koſten gedeckt? Jm Etat ſtehen ſie nicht. Woher erhält es ſein Papier
in dieſer Zeit allgemeiner Papiernot? Dabei ſchreibt es manchmal noch;
Spart mit Papier!“ (Heiterkeit.) Geben Sie die 35 000-—-50 000 M.
die es koſtet, lieber den Witwen und Waiſen! Auf der andern Seite
iſt man unglaublich knickrig. Die einſtürzenden Eigenhäuſer der Staats
bergarbeiter im Kreiſe Rees werden nicht hergeſtellt.

Die frühere Thyſſenſche Gladbeck erfordert ſtets ſteigende Zuſchüſſe,
faſt ſchon über 4 Millionen und kein Wort darüber ſagt der Betriebs-
bericht. Uns erſcheint eine Diskreditierung des Staatsbetriebs ſehr
ernſt. Jch habe die Urſachen feſtzuſtellen verſucht. Man hat mir ſehr
unerfreuliche Dinge angegeben, ſo ein Zwiſchenunternehmerunweſen und
vieles andre. Aber 4 Millionen kommen da nicht zuſammen. Der
ſchlechte Stand der Staotsgruben bei Recklinghauſen wird auch als
Kampfmittel gegen die Arbeiterforderungen benützt. Es handelt ſich
um die Zukunft unſerer Staatsbetriebe und die Zukunft unſerer Staats
wirtſchaft, die nicht zuletzt von den Erträgniſſen der Staatsbetriebe ab
hängen wird. Hätten wir die nötige Funktionsſtärke, ſo würden wir die
Einſetzung einer parlamentariſchen Unterſuchungskommiſſion beantragen.
Aufklärung iſt dringend nötig. (Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Miniſter Sydow: Das Kriegsernährungsamt hat meinen Antrag
auf Erhöhung der Kartoffelration für die Arbeiter aus Rückſicht auf die
Allgemeinheit ablehnen müſſen. Die Häuerlöhne, die allein vergleichbar
ſind, ſtiegen im Kriege im Saarrevier von 5.33 auf 11.45 M., in Ober
ſchleſien von 5.13 auf 9.12, in Recklinghauſen von 6.65 auf 12.11 M.
Aehnlich iſt es in der Privatinduſtrie. Das Mehr von 17 Millionen
im Etat brauchen wir ſchon im Laufe dieſes Etatsjahres, der An
ſchlag iſt ja ſchon Mitte des vorigen Jahres aufgeſtellt. Die Steigerung
des Etatstitels hat mit der Lohnſteigerung in Zukunft nichts zu tun.
Dieſe wird am beſten nach und nach eintreten. Die Rückſicht auf die
Rentabilität wird da nicht ganz außer acht bleiben können. Die Berg-
werksinduſtrie hat nicht die Kriegskonjunktur zu erhöhten Gewinnen aus
genutzt. Die Kohlenteuerung iſt nicht den Produzenten, ſondern der
Steuer und den erhöhten Transportkoſten zuzuſchreiben. Die hohen
Auslandsüberſchüſſe kommen in Wirklichkeit den inländiſchen Ver-
brauchern zugute, die bei ihrer Aufhebung viel mehr bezahlen müßten.
Mit der Einfuhr ausländiſcher Waren hat das nichts zu tun. Kriegs
beſchädigte werden genau nach ihrer Leiſtung bezahlt, ohne Rückſicht auf
ihre Militärrente. Der Privatbergbau würde Kriegsbeſchädigte weniger
zu beſchäftigen geneigt ſein, wenn ſie mit verminderter Arbeitsfähigkeit
mehr verdienen würden als in ihren geſunden Tagen. (Abg. Hue:
Schöner Dank!) Wenn der Staat Bergwerke zuſammenſchließt, ſo han
delt es ſich nicht um Organiſationen zur Förderung ſpezieller Arbeitgeber
ſondern allgemeiner Jntereſſen. Die Frauenenarbeit im Bergbau iſt ein
Notbehelf; ſie wird nach dem Kriege verſchwinden. Die Hybernia deckt
die Verzinſung und Tilgung des Kapitals und liefert noch einen Ueber-
ſchuß, ihr Beſitz wird bei einer Erneuerung des Kohlenſyndikats von
großem Wert ſein. Der „Bergmannsfreund“ dient dem Bedürfnis der
Verwaltung, zu ihren Arbeitern zu ſprechen und ſie zu belehren, ſeine
Koſten werden aus dem Wohlſfahrtsfonds gedeckt, die Oberrechnungs-
kammer weiß das. Das 4-MillionenDefizit, von dem Abg. Hue ſprach,
liegt an den ungünſtigen Verhältniſſen des betreffenden Schachtes. Möge
Herr Hue ſeine Sympathie für den Staatsbetrieb zur Wahrheit werden
laſſen.

Oberberohauptmann Althaus erörtert die Grundſätze für die Ver-
teilung der Teuerungszulagen.

Abg. Schrader (Freikonſ.) verteidigt die Zechen gegen den Vorwurf
mangelhafter Sozialpolitik.

Abg. Goebel (Ztr.): Aus der Tatſache, daß manche Arbeiter hohe
Löhne verdienen, darf man nicht folgern, daß es allen Beraarbeitern
qut geht. Der Redner beſpricht die Lohnverhältniſfe in Schleſien und
führt aus, daß ſich an die Arbeiter auf der Eiſenbahn Leute heran
machen, die zum Streik ſie zu bereden verſuchen, der das baldige Kriegs-
ende herbeiführen würde. Die ſchleſiſchen Bergarbeiter gehen aber

darauf nicht ein, da ſie ihre Arbeit im Intereſſe der erfolgreichen Be
endigung des Krieges weiterführen wollen.

Nach kurzen Bemerkungen des Miniſters über die ſchleſiſchen Berg-
arbeiterlöhne wird der Bergetat genehmigt und die Beratung des Eiſen
bahnetats auf Dienstag 11 Uhr anberaumt.

Schluß 5 Uhr.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Kunſthonig. Von Dienstag an auf Marke 143 des Warenbezugſtwrart 14 jede Perſon a Pfund.

che. Dienstag vormittag in den einſchlägigen Geſ äften
auf Abſchnitt 142 des Warenbezugsſcheins 13 jede Perſqu

i Pfund auf die Lebensmittelſcheine Nr. 15 001 bis
17 500.

Eier. Dienstag, vormittag von 8--12 Uhr Nr. 42 001-—47 500,
von 2—6 Uhr: Rr. 47 501--53 500 der S

mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück
für 33 Pfennig.
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In kinem Auffatz der nationalliberalen Provingpreſſe, den er i e fal ſche Geri

3 liberale Gewiſſensnot überſcheeibt, 4oprmnt der national rung mittelfragen wendet ſich der W
e tet e Dr. Wilhelm. Blankenburg Aeußerung verſchiedenen Angeichen ſchein
(Feih) auf die Haltung ſeiner Parteifreunde zum gieichen Wah
recht zurück Lang und breit ſetzt er auseinander, wie feſt ſie des
T waren, duß das Zentrum mit ihnen das gleiche W.
ablehnen und ein Mehrſtim hlrecht zurechtflicken werde. Vün
habe fie das Zentrum hipters Lis geführt und ſie trügen
ver dem Lande die Verantwortung für die Ablehnung des Kern
Röeks der preußiſchen Aber vorläufig ſei nochnichts entſrhieden und woch nichts verdorben. Die

würden mit ſich reden laſſen. Und von ſeinen eigenen Fraktions-
Woſlegen rzählt Dr. Blankenburg:„Und in der natignälliberalen Fraktion, wo das Häuflein der
Befürworter oder „Shluder“ des gleichen Wahlrechts allgemach von
einem halben Dutzend auf faſt ein halbes Schock angewachſen iſt, iſt kü
ouch noch nicht aller Tage Abend. Dort liegt die Sntſcheidung bei z
dem runden Dutzend ganz echter Mittelparteiler, die die Mittezwiſchen deu ungefähr Jeie ſtarken „Flügeln“ halten, die zur Zeit

noch alle mit der Rechben gehen, aber im Augenblick der Entſcheidung
nicht reſtlos bei ihr verharren werden. Das in der Oeffentlichkeit
viel beſprochene Stimmverhältnis von 44 zu 25 entſtammte ledig
Uch einer informatoriſchen Abſtimmung, ſtellt alſo bediglich eine
Momeniphotographie der Fraktionsſtimmung vom 20. Februar nach
mittags 2 Uhr dar. Eine etwa vier Stunden ſpäter wiederholte
Atgenblicksau hätte unter dem Eindruck der Zentrums
taktik vielleicht eine Platte zutage gefördert, die einige „facci feroce-
Gefichter“ (wilde Grimmaſſen) weniger aufgewieſen hätte

Die preußiſche Wahlrechtsvorlage iſt gewiß ein Geſetz von der
allergröfzten Bedeutung für Deutſchlands Zukunft vielleicht ent
ſcheidet ſie über das Schickſal des gangen Krieges und der ganzen
Kation. Und da ändern die nationalliberalen Helden ihren Stand-
punkt innerhalb vier Stunden vom glatten Nein zum gezwungenen
Ja. Wohrſcheinlich wollen ſie damit den Beweis führen, daß in der
Tat für dieſe Sorte politiſcher Bildung die e Wegen durch
Zuſatzſtimn men serechtfertigt iſt

Merteturg. Geſtohlen. wurden auf dem Bahnhofe dr
Kakete, die von Gefangenen in die Heimat geſchickt werden ſate

Der Dieb, ein auf dem Leunawerk beſchäftigter Arbeiter, konnte
e feſtgenommen werden, als er die Pakete in Sicherheit bringen

Weißenfels Beſtätigtes urteil. Wegen Meineides iſt
e Schwurgericht Vauznburg am 12. Dezember v. J. die verehe
lichte Auguſte Mundt zu 134 Jahren Zuchthaus verurteilt worden.
Oie hat den Eid vor dem Schöffengericht in Weißenfels geleiſtet und
ihre Eidespflicht verletzt, um ſich der Verfolgung wegen einer ſtraf
baren Handlung zu eniziehen. Jhre Reviſion wurde jetzt vom
Reichsgericht als unbegründet verworfen.

Nanum Das ſtäd tiſche Rübenkraut mag niemandb gibt der Magiſtrat folgendes bekannt: Aus Ge
äftskreiſen wird über mangelnden Abſatz des Krautes geklagt. Es

iegt durchaus kein Anlaß vor, die Ware abzulehnen. Wenn auch
der Geſchmack nicht dem aus Weißkraut hergeſtellten Kraut ganz
ertſpricht, ſo iſt es doch ein durchaus wohlſchmeckendes, vollwertiges,

gut liches Nahrungsmittel, welches geeignet iſt, die
ehe der verfügbaren Waren zu ergänzen. Wir bemerken

das Kraut iſt nicht. aus Rüben, wie vielſach angenommen wird,
jondern aus Kohlrüben, und wie wir uns überzeugt haben, in einwandfreier. Weiſe hin Sollte dex Abſatz welcher auf MarkeRr. 24 zu dem Preiſe von W Pf. für das Pfund e

e ſ befriedige h dann S r gegwungen, weitereuweiſu I wein af ee e hr r n h an
auch Kürzung in anderen Kohrungenmntteln eintritt.

Keine beſonderen, KönfirmandenBitterfeld.
k leider Der Magiſtrat gibt folgendes bekänni: Jn der ernſten

zu t zu
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W gartoffe

ählungenl ſenge Geſchäft e die ave 33

er wollen. Tatſache iſt, daß nicht ein
den, ſondern dieliche Geſchäft hat dabei 2 Fäſſer gehabt. Der Jnhalt des einen

s iſt e das andere r heute noch da, denn ſein Jnhalt
daß er nicht ausläuft. Hat alſo das Perſonal

Mitteilung gemacht, ſo hat es nur die lautere
Wahrheit geſptochen. Es wird auch darüber geklagt, daß hier nicht,
wie es in anderen Jnduftrieſtädten der Fall ſei, jede Woche Graupen,
Grieß, Nudeln, Eier oder dergleichen ausgegeben würden. Dazu iſt

u bemerken, daß es ſeit dem Gebrauch der ievigg Lebensmittel-
arte (31. 10. 17) nur zwei Wochen gegeben hat (26. 11. bis 2. 12.

und 20. bis 26. 1.), in denen eine Ausgabe von in nicht
ſtattfinden konnte, anderſeits aber für dieſelbe Zeit eine
ganze Reihe von Wochen zu verzeichnen find, die 2 oder 3 Aus
gaben aufweiſen Da der Stadt nicht mehr von den ſchönen Dingen

eſen wird, ſo können wir auch nicht mehr verteilen. Manche
Lebensmittel fallen für die Allgemeinheit weg, da ihre Zuteilung
nur für kleine Kinder, Kranke und alte erfolgt. Für einenſicheren Nachweis daß andere Städte oder nden mehr erhalten,

würden wir dankbar ſein, da wir uns ſofort darauf berufen würden,
leider haben ſich derartige Gerüchte bisher niemals als wahr er-
wieſen. Unſere Bemühungen, Eier zu erhalten, werden hoffentlich
in dieſem Jahr bei der ſcheinbar 'gleichmäfßigen re der Er
zeugung von Erfolg ſein. Die in der Bevölkerung verbreiteten Ge
rüchte ſind alſo unbegründet. Wir bitten, Wünſche bei uns anzu
bringen, allem Gerede hintenherum aber ſelbſt entgegenzutreten.

Wittenberg. Die Wahl eines erſten Bürger
meiſters wird nächſtens das Stadtyerordnetenkollegium beſchäf
tigen. Oberbürgermeiſter Dr. Schirmer hat, wie belannt, bereits
am 20. November 1917 die Bewilligung des Ruhegehalts vom Ab-
laufe der Amtiszeit an beantragi. Inzwiſchen iſt auch die Feſt
ſetzung des Ruhegehalts danach erfolgt.c Diesſtählee. Während ſich eine in der Kupferſtraße
wohnhafte Arbeiterin im hieſigen Krankenhauſe befand, wurde von

eſt Sirup verkauft wor-

d
iſt tatſächlich ſ o dick
den Käufern die

einem bisher unbekannten Täter der Reiſekorb der Z. erbrochen 32 Pf.
und daraus 1 Stück Bluſenſtoff, 2 weiße und 2 blaue Schürzen,
1 Beinkleid, 1 Unterrock, 1 Oberrock, 2 Hemden, 1 Unterlage und

W

noch, 2 W Taſchentücher im Geſamtwerte von etwa 130 Mark ge
Ferner wurde von einem bisher ebenfalls noch unermittelten Dieb einer in e Jüdenſtraße wohnenden Arbeiterin

ein goldenes Gliederarmband von bedeutendem Werte geſtohlen.
Tergan. Die Wohnungsnot hat e erneut das Stadi-

verordnetentolje ium s Rorthe machte daxguf

e

geſamte Bevölkerung beliefert worden iſt. Das fal

miſſen Weiterhin wurde

v

mr man ihnen ein Zurücktreten von
icht verdenken. v anſe Schmidt betonte, daß die Stadt
n müſſe. Die Anſicht des Stadtv. Becker von dene niht zu. Für ſie iſt ein Bauen jetzt un

ich iſt der Einbau kleinerer Wohnungen in ſchonW müſſe die Stadt größeres
e Dr. Ortmann wies darauf hin,

rn zum Zwecke des Einbaues kleiner
Freilich dürfen trotz allem die

nicht ganz außer acht gelaſſen werden.
daß unter Umſtänden bei alten HäuſernWaße Die Bedingungen, unter denen

nungen durch einige Hausbeſitzer erfolgen

v ee a
at Nor

rder A e e
olte, en daß die Stadt nicht darauf eingehen r

den Standpunkt der Baugenoſſenſchaften dar.ngen gebaut werden ſollen, müſſen die Bau
unterſtützt werden. Stadtv. Martin

Hennigi jest re
e w.erkfärie, daß jett, nachdem der Plan mit dem Ausbau der
nungen nicht zum Zieb W rS bleibe. Nachdem noch von er

uf hingewieſen worden war, daß die Siedt nötigen-

sbeſitzern, die Kleinwohnungen ſchaffen wollen, mehr entnen müſſe ſchlägt der Vorſteher vor, nochmals den Aufruf
im ierlan zu veröffentlichen. Vielleicht fänden 7 w noch

ter, die im vollen Verſtändnis für die Lage der Stadt,
u von Kleinwohnungen bei einem Zuſchuß der Stadt vorhen

Torgau. Vom Gas und ä Jm
d 1917 betrug der Geſamtgasabſatz r illion, genau
004000 Kubikmeter, die geſamte von der Pächterin des Werkes
u gzahlende Pochtfumme beläuft ſich auf 41 172 Wert (im Haus

e e war ſie auf 40 000 Mark veranſchlagt). An Automaten

s würden 117 000 Kubikmeter S je 20. Pf. abgeſetzt. Mit wer
von über 1 Million Kubikmeter hat die Gasanſtalt ihre an

genommene Leiſtumgsfähigkeit ſchon überfchritten. Sie iſt ſeiner
nur für 900 000 Kubikmeter eingerichtet worden. Geht ihre Ent
wicklung z e iſt eine Erweiterung des unvermeidlich.

e e e enh
wenn Ernähru sfragen. Jm ſtädtiſchen Ernäh

ru ß wurde mi et daß demnächſt nochmals Gelegen
heit zum Kauf von Karoiten gegeben werden ſoll. Von dem Be
ſtreben geleitet, möglichſt vorſorgend zu wirken, war Herr Dr.
S im Herbſt v. J. auch auf die Eindeckung großer Mengen

vedacht geweſen, und ſo konnten etwa 1600 Zentner zur
Verfügung behalten werden. Da jetzt vielfach in den Haushaltungendie arisffein knapp werden, kommt der ſtädtiſche Beſtand anKarotten recht zu ſtatten. Es iſt aber nötig, gen rn vinreichend

t Karotten zu verſehen, wenn mit deren rkauf ſtadtſeitig eren wird, weil ſie ſonſt nach auswärts r werden

daß demnä uum reiſe von 34 tück zur mmen werden,e e e aus eSleb rn und dem Seekreiſe zum Preiſe von

e Stüe Vereitelter e h
Händlerin hatte in der U d 11 Schock friſchen ihn e
von 24 Kilo aufgekauft und wollte ſie an den Mannger zei te das aber der P r an, und als die e
hier auf de of ankam, wu ſie gleich in Empfanommen un die Käſe beſchlagnahmt. Für die 11 Schock ſie

77 M. begahlt. Das Nahrungsmittelamt, dem die Käſe überwieſen
wurden, zahlte aber nur den Tagespreis, insgeſamt 88.40 M. alſo
ungefähr nur die Hälfte.aufmerkſam, daß ſich die Wohrrungsnot am i. April wohl zu einer

roßen Kalamitcrt rn werbe a fich mehrere Pime zur h Aus dem Garten des HauſesSaffung kleiner mine zerſchlagen haben. Nach der Meimmg Morunger Straße 14 wurden neun Kaninchen geſtohlen. Die
des Stadiv. Stoll iſt allem die Schaffung von Mauerſteinen not da e iſt bis jetzt erfolglos ieben die im

exdachte e ſind an dem Di l unſwendig, und er wies auf die von Zementſandſteinen Ve

Sekanntmachung,

en use derS e r n Linie v sS er re in der je e gT i e gut t 2
ſtatt.

Die Ausgabe der Zuckermarken für März findet in

März 1918 in den

Salle, den 2. März 1918.

Bekanntmachung.

dem 4. bis Sonngbend, dem
ädtiſchen Markenausgabeſtellen

vom Mont

Der Magiſtrat.Gepinſte) h und zwar bis 10. Mär e
den Bän men d J eidez urch Ausſchn n entfernt u

Anorde

h vom e h nerittel angewendet werden. ge
5Halle, den t. März 1918.

landesverein für Forgeschichte

Der nächste Vortrag findet am
Hienstag, dem 5. MArz 1918
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Nr. 53.

Beilage zur
Halle, Montag den 4. März 1918.

Halle und Saalkreis.
Halle, 4. März 1918.

——„,-.L.Viehzüchter und Fleiſchermeiſter

Die Allgemeine Fleiſcherzeitung ſchwärmt nicht für den
Schleichhandel und iſt für „ein wirklich ſcharfes Erfaſſen der Nah
rungsmittel beim Erzeuger“. Jm Anſchluß an dieſe Forderung
bemerkt das Fachblatt:

Nicht nur leben die Landwirte, ſoweit rationierte Lebens-
mittel in Frage kommen, meiſt noch herrlich und in Freu-
den dieſe Ungleichheit würde ihnen der Städter ſchließlich
noch verzeihen aber ſie liefern vielfach auch das ihnen Entbehr-
liche nicht an die zuſtändigen Sammelſtellen ab und verkaufen
dieſe Mengen zu weſentlich höheren Preiſen als den amtlich feſt
geſetzten an Mittelsperſonen, die dann mit dieſem Mate
rial Schleichhandel treiben.“

Die Deutſche Tageszeitung iſt nicht davon erbaut, daß ihren
Schützlingen, den Landwirten, ſolche unrühmliche Sachen nachge
redet werden. Sie rächt ſich, indem ſie der FleiſcherZeitung, und
damit zugleich deren Schützlingen, den Fleiſchern, folgendes ans
Bein wirft:

„Es iſt ſchon früher darauf hingewieſen worden, daß der
Schleichhandel heute hauptſächlich aus dem Tauſchhandel geſpeiſt
wird. Wenn einzelne Landwirte Lebensmittel, die ſie eigentlich
abliefern müßten, anderweitig abgeben, ſo geſchieht das einfach
aus der Not, ſich gewiſſe Dinge beſchaffen zu müſſen, die ſie
für die Wirtſchaft unbedingt brauchen. Die allgemeine Verun
glimpfung der Landwirte, die hier in typiſcher Form erſcheint,
zurückzuweiſen, hat keinen Zweck. Nur die Frage ſei erlaubt,
was die Allgemeine Fleiſcherzeitung ſagen würde, wenn man
behaupten wollte, daß von den Fleiſchermeiſtern di
allein weit reichlicher Fleiſch genoſſen wird, als
es dem rationierten Volke geboten wird, ſondern daß auch
Fleiſchermeiſter einen Tauſchhandel mit Bäckern,
Krämern, Gaſtwirten uſw. treiben, von denen ſie
dann ebenfalls „bevorzugt“ werden. Oder gibt es ſo was nicht
Vielleicht zieht die Allgemeine Fleiſcherzeitung darüber einmal
Erkundigungen ein.“

Wenn zwei ſich ſtreiten, erfährt gewöhnlich der Dritte die Wahr
heit. Wer erinnert ſich dabei nicht an Heines Gleichnis vom Raöbi
und vom Mönch. t

Wünſche zum Hilfsdienſtgeſetz.
Zu kaum einem andern Geſetz ſind ſo viele Beſchwerden und

Wünſche an den Reichstag und die Reichsregierung gelangt wie zu dem
Geſetz über den Vaterländiſchen Hilfsdienſt. Der eben erſchienene zweite
Bericht des Reichstagsausſchuſſes zur Ueberwachung der Durchführung
des genannten Geſetzes enthält eine Ueberſicht darüber, in welcher Weiſe
dieſe rund 300 Eingaben erledigt wurden.

Die zahlreichen, beim Ausſchuß eingegangenen Beſchwerden wegen
Stillegung und Zuſammenlegung induſtrieller Betriebe gaben dem Aus

ß Veranlaſſung, die Frage ſeiner Zuſtändigkeit für dieſe Bere zu erörtern. Er gelangke zu der Anſicht, da er im öffentlichen

Intereſſe ſür alle großen grundſätzlichen Fragen zuſtändig ſei, daß er
dagegen nicht alle kleinen, lediglich private Intereſſen berührenden Vor-
gänge als Berufungsinſtanz nachprüfen könne. Die vielfachen Anfragen
über den Begriff des „ortsüblichen Lohnes“ im Sinne des Hilfsdienſt
geſetzes wurden dahingehend beantwortet, daß darunter insbeſondere
für Angeſtellte nur ein den kriegszeitlichen Verhältniſſen angemeſſenes
Gehalt gelten kann. Hinſichtlich der Geſuche um Entſchädigung indu-
ſtrieller Betriebe bei Stillegungen wurde von einem Regierungsvertreter
erklärt, daß dieſe Frage im Wege der Vereinbarungen der betr. Be-
triebe zu regeln verſucht worden ſei. An eine Entſchädigung von Reichs
wegen könne nicht gedacht werden.

Auf Klagen, daß der Landwirtſchaft nur etwa die Hälfte ihres Stick
ſtoffbedarfes zugeführt worden ſei und deshalb mit einem Rückgang der
Getreideernte gerechnet werden müſſe, wurde von der Regierung erklärt,
der Landwirtſchaft werde in Zukunſt mehr und im Frieden wohl das
doppelte des früheren Bedarfs geliefert werden können. Viele Be
ſchwerden waren auf die Ueberlaſtung der Feſtſtellungs und Einbe-
rufungsausſchüſſe zurückzuführen. Die Regierung gab die Erklärung
ab, daß einer Vermehrung der Einberufungsausſchüſſe näher getreten
werden ſoll. Bei den Erörterungen über den Rückgang der Kohlen
förderung wurde feſtgeſtellt, daß die Leiſtungen der Kohlenarbeiter ſehr

zurückgegangen ſeien. Aus verſchiedenen Gründen (Ernährungsver
hältniſſe, fortgeſetzte Ueberſchichten uſw.) wurde das erklärlich gefunden.

Viele Eingaben wurden dem Kriegsamt zur „Berückſichtigung“
überwieſen, z. B. die Geſuche um Vertretung der Privatangeſtellten
im ſtändigen Ausſchuß für die Zuſammenlegung der Betriebe, um Be
laſſung der notwendigen Arbeitskräfte in den wirtſchaftlichen Organi-
ſationen der Unternehmer, Angeſtellten und Arbeiter, um Schaffung von
Angeſtelltenausſchüſſen für Bureaubetriebe uſw. „Zur Erwägung“
wurden dem Kriegsamt überwieſen die Wünſche betreffend die Ausge
ſtaltung der Arbeitsnachweiſe, zur Regelung der Gehaltsverhältniſſe
der Privatangeſtellten, zur Beſeitigung der geheimen Konkurrenzklauſel
uſw. Ein großer Teil von Eingaben betraf private, geſchäftliche oder
perſönliche Wünſche, die meiſt zur „Kenntnis genommen“ oder dem
Kriegsamt „als Material“ überwieſen wurden. „Erwägungen ſchweben“
über den Wunſch, eine Zentralſtelle zu ſchaffen, die einheitlich über
ſämtliche Stillegungen und Zuſammenlegungen von Betrieben und über
die Schaffung etwaiger Zwangsſyndikate Beſchluß faſſen ſoll.
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Wer den Frieden will
muß das Blatt unterſtützen, das am entſchiedenſten
und wirkſamſten für den Frieden eintritt.

Wer den freiheitlichen Fortſchritt will
muß ein Blatt leſen, das unabläſſig für demo
kratiſche Reformen im Jnnern kämpft.

Wer ſoziale Wohlfahrt will
muß diejenige Feitung halten, die die Intereſſen
der Verbraucher, der Soldaten, der Arbeiter und
Arbeiterinnen verfiſcht. Wer nicht lau, ſchlaſmützig
und ein überflüſſiger Feitgenoſſe ſein will, der

muß die „Volksſtimme“ leſen
und für ihre weitere Verbreitung tätig ſein. Darum
ergeht an unſere Freunde noch einmal der KRuf:

Sorgt für neue Abonnenten!

Bund zur Erhallung und Mehrung der deutſchen Volkskraft. Da
jetzt große Mengen von Bohnen und Erbſen zur Verfügung ſtehen, ſo
können diejenigen Kleinpächter, an die nur Pfund dieſes Saatgutes
abgegeben worden iſt, noch Pfund beziehen. Nunmehr ſind ſämtliche
Sämereien eingegangen. Diejenigen Mitglieder des Bundes, die einen
amtlich beglaubigten Ausweis über den Beſitz von Land vorweiſen
können und von keiner andern Seite Saatgut bezogen haben, können
von Montag ab Saatgut auf der Geſchäſtsſtelle des Bundes beziehen,
ſoweit dieſes noch in ausreichender Menge vorhanden iſt. Doch ſind
Düäten mitzubringen. Der Acker am Canenger Weg II (das heißt der
in dieſem Jahre neu gepachtete Acker) iſt vom Bund auf weitere 6 Jahre
gepachtet worden. Die ſechsjährige Pachtzeit beginnt am 1. Oktober
1918. Diejenigen Kleinpächter, die die jetzt gepachteten Parzellen bis
zum Jahre 1924 zu pachten wünſchen, werden gebeten, auf der Ge-
ſchäftsſtelle des Bundes den Pachtvertrag zu unterzeichnen und 5 M.
Kaution für die Parzelle zu hinterlegen. Die Zuteilung der Parzellen
auf 6 Jahre bleibt bis zum 1. April den jetzigen Jnhabern der Parzellen
reſerviert. Vom 1. April ab werden die übrigbleibenden Parzellen
weiterverpachtet. Die noch nicht vergebenen Parzellen am Böllberger
Weg werden gleichfalls auf ſechs Jahre verpachtet. Die Pacht beginnt
am 1. Oktober 1918.

Aus dem hieſigen Schulleben. Der Magiſtrat wählte auf Vor
ſchlag der Schuldeputation den Schulleiter der Alten Volksſchule, Herrn
Rektor Hermann Haaſe, zum Rektor der Mädchenmittelſchule in der
Torſtraße. Zu ſeinem Nachfolger wurde Herr Rektor Kindermann in
Alsleben (Saale), und zum Rektor der neuen Schule in der Schloſſer-
ſtraße Herr Mittelſchullehrer Bruno Henning, bisher an der Torſchule,
gewählt. Dieſe neue Schule ſoll am 1. April bezogen werden; der
Magiſtrat hat ihr den Namen Lutherſchule gegeben.

Der neue Ladenſchlußß. Jn den Kreiſen der Geſchäftswelt ſind
Zweifel über die Auslegung der letzten Verordnung des Magiſtrats in
bezug auf den neuen Ladenſchluß entſtanden. Wir machen deshalb nach

Volksſtimme.
5 2. Jahrgang.

mals darauf aufmerkſam, daß Lebensmittelgeſchäfte abends bis 7 Uhr,
andere Geſchäfte bis 6 Uhr offen gehalten werden dürfen. An Sonn
abenden dürfen alle Geſchäfte bis 8 Uhr geöffnet ſein. Für die Sonn
tage beſtehen keine Sondervorſchriften mehr, ſoweit ſolche wegen Kohlen
mangels erlaſſen worden ſind.

Die amlliche Heiralsvermilklung für Kriegerwitwen, mit der wir
uns bereits vor längere Zeit einmal beſchäftigten, wird jetzt durch ami-
liche Stellen erneut in empfehlende Erinnerung gebracht. Dabei heißt
es: Die Jnhaber und die Leiter kaufmänniſcher, land wirtſchaftlicher und

iſt das Weiterbeſtehen der Geſamteinrichtung, die ihren Beſitzer gut
ernährte und volkswirtſchaftlich von Bedeutung iſt, oft ernſtlich in
Frage geſtellt, da der Witwe meiſt die Fähigkeit abgeht, den Betrieh
weiterzuführen. Die Sorge für den Hausſtand und die Erziehung der
Kinder nehmen dazu den größten Teil ihrer Zeit und Kraft in Anſpruch.
Jhr iſt darum durch die Möglichkeit einer paſſenden Wiederverheiratung
meiſt am beſten gedient. Jn dieſer Richtung will die Beratunggsſtelle in
Magdeburg völlig koſtenlos wirkſam ſein. Nach Eingang einer darauf
bezüglichen Erklärung werden die notwendigen Auskünfte eingeholt.
Danach erfolgt die Vermittlung zunächſt ohne Namensnennung. Ge-
gebenenfalls werden dann die Adreſſen mitgeteilt zur Einleitung eines
Briefwechſel s, der bereits in einer großen Anzahl von Fällen „zu dem
gewünſchten Ergebnis“ geführt hat. Eine jeden Monat erſcheinende
Zeitſchrift bringt regelmäßig in überreichlicher Aufſtellung ein Verzeichnis
der Bewerber und Bewerberinnen ohne Namensnennung, aber mit An-
gabe ihrer Berufs und Lebensverhältniſſe. Sie wird an alle Gemel-
e an die Ortsausſchüſſe der Nationalſtiftung der Provinz Sachſen
verſandt.

Der Bezicrkseiſenbahnrat Halle hält am 13. März hier eine
Sitzung ab. Auf der Tagesordnung ſtehen unter anderem: Erſatzwahl
des ſtellvertrenden Mitglieds des Landeseiſenbahnrats aus den Kreiſen
des Handelsſtandes; geſchäftliche Angelegenheiten des Bezirkseiſenbahn-
rates; Erörterung der ſeit der letzten Sitzung des Bezirkseiſenbahnrates
eingetretenen oder in Ausſicht genommenen Erleichterungen und Neuec-
rungen im Perſonen-, Güter- und Tierverkehr.

Keine Erſatzſtoffe für Zigarren. Jn Raucherkreiſen iſt vielfach
die Meinung verbreitet, daß zur Herſtellung von Zigarren auch Erſatz
ſtoffe verwendet werden dürfen. Das iſt eine irrige Annahme, wie
amtlich mitgeteilt wird, da nach den Bundesratsvorſchriften Hopfen,
Buchenblätter, Zichorienblätter und Kirſchblätter als Erſatzſtoffe für

Rauchtabak (für Zigaretten ſogar nur bis zu 10 Prozent Hopfen) ver
wendet werden dürfen. Zur Herſtellung von Zigarren ſind Erſatzſtoffe
aller Art verboten, ſo daß zur Zigarrenfabrikation nur Tabak dient.
Auch Tabakrippen dürfen nur zu Zigarren zum Herſtellungspreiſe von
70 Mark für 1000 Stück verwendet werden.

Ueber Ausnahmen vom Verbot der Nachlarbeit in Bäckereien.
Der Geſetzentwurf über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien
iſt im Handelsminiſterium fertiggeſtellt. Darin wird die Nachtarbeit
in Bäckereien und Konditoreien verboten. Der Handelsminiſter weiſt be
reits in einem Runderlaß an die Regierungspräſidenten auf die Beſtim
mung des t 1 dieſes Geſetzentwurfes hin, wonach bei jeder ausnahms-
weiſen Zulaſſung von Nachtarbeit eine 9- oder Sſtündige Betriebsruhe
innezuhalten iſt. Dieſe Betriebsruhe ſoll ſchon jetzt von den Ver-
waltungsbehörden bei der Ausnahmegeſtattung von Nachtarbeit in
Bäckereien zur Bedingung gemacht werden. Der Staatskommiſſar für
Volksernährung hat ſolche Nachtarbeit in Bäckereien auf den Bedarfs-
fall als Ausnahme zugelaſſen. Hierbei ſollen aber die Beſtimmungen
der Bekanntmachung über den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien
vom 4. März 1896 beachtet werden. Die Polizeibehörden werden auch
angewieſen, vor Zulaſſung von Nachtarbeit regelmäßig der Bäckerinnung
oder einer Vertretung der Bäckergeſellen (dem Geſellenausſchuß oder
einer Geſellenorganiſation) Gelegenheit zur Aeußerung geben. So-
bald uns der Wortlaut des Entwurfs vorliegt, werden wir ihn ein-
gehender behandeln.

5 Eine Erleichterung der Poſtzuſtellungen erwarket, wie er in
einer an den Reichstag gerichteten Petition ausführt, Herr Poll-
mer in Halle davon, daß in den Hausfluren für jede im Hauſe
wohnende Hauptpartei durch die Poſtverwaltung ein Kaſten ange
bracht wird, in den der Poſtbote die Poſtſendungen legt. Herr
Pollmer rechnet eine jährliche Erſparnis von 70 Millionen Mark
hergus. Der Petitionsausſchuß des Reichstags beriet am letzten
Freitag über die Eingabe. Als Regierungsvertreter erklärte der
Geh. Oberpoſtrat Hofmann, daß zwar jede Zeiterſparnis und Er
leichterung in den Poſtbeſtellungen willkommen ſei, daß aber doch
ſchwere Bedenken der Durchführung des Vorſchlags im Wege ſtänden.
Jn Süddeutſchland habe man die Einrichtung verſucht, ſei jedoch
mit den Ergebniſſen nicht recht zufrieden. Keinesfalls würden die
Erſparniſſe ſo hoch ſein, wie Petent annimmt. Gewiſſe Poſtſen-
dungen müßten unter allen Umſtänden dem Empfänger perſönlich
überreicht werden. Jn großen Mietkaſernen würde ſchon das An-

Hans Dampf in allen Gaſſen.
7 Erzählung von Heinrich Zſchokke.

Die holde, kleine Katharine hingegen mit den Feuer-
blicken war ganz und gar micht der Meinung ihres Vaters.
Wenn es ſein konnte, abends oder morgens im Dämmer-
ſtündchen, ſah ſie gern hinten hinaus, wo die Fenſter ihres
Hauſes den Dampfiſchen Fenſtern gegenüberſtanden. Die
ganze Straße war kaum drei Schritte breit, recht eng und für
Liebende gemacht, die ſich in der Stille dies und das zuzu-
flüſtern hatten, ohne daß es die Leute hören ſollten, die drun-
ten auf der Gaſſe wandelten.

Man flüſterte ſich alſo' einen guten Abend her und. hin.
man ſagte ſich viel Schönes, und Hans beklagte abermals,
was er ſchon ſo oft mit der größten Wehmut betrauert hatte,
daß die Straße nicht noch um einen Schritt ſchmäler ſei, da-
mit er Katharinens niedliche Hand über der Straße küſſen
oder wenigſtens berühren könnte. Auch hatte er wirklich ſchon
einige Male, ſeit er Staatsbaumeiſter geworden der Nach
barin geſchworen, er wolle von ſeinem zu ihrem Fenſter hin
über noch eine Brücke bauen, wie hundert Meilen um Lalen-
burg her keine zu finden ſein ſollte. Jndeſſen war es aus
allerlei Gründen bei der leeren Drohung geblieben, wiewohl
Katharinchen vielleicht gegen die Erfüllung derſelben nichts
einzuwenden gehabt hätte.

Dieſer Brückenbau fiel nun plötzlich dem Herrn Dampf
wieder ein, da die Schöne mit den Flammenblicken drüben
unter anderm auch erzählte, daß ſie recht froh wäre, ihn und
überhaupt einen Menſchen zu ſehen, weil ſie ganz allein im
Hauſe ſei und ſich beinahe fürchte. So hold hatte ihm die Ge-
legenheit nie gelächelt, die Burg des Stadtmajors durch
Ueberfall zu erſtürmen, da die ganze Beſatzung abgezogen
war. Er bat alſo auf der Stelle um Erlaubnis, ſeine Luft
brücke errichten und auf derſelben hinüberkommen zu dürfen;
und ohne Antwort zu erwarten ein Brett war bei der
Hand vollzog er das kühne Werk. Zwar die Schöne äng-
ſtigte ſich außerordentlich über die Gefahren dieſer Luftreiſe
der Baumeiſter wollte aber ſchlechterdings nun auch einmal
ſeiner Würde Ehre machen und Baumeiſter in der Tat ſein.

gut, wie ſehr männlicher Mut und ein Wagſtück ungewöhn-
licher Art den Schönen zu gefallen pflege. Er ſegnete die
Bauart von Lalenburg, welche die nachbarlichen Vertraulich-
keiten erleichtert; legte das Brett von Fenſter zu Fenſter und
kroch mit gehöriger Vorſicht auf allen Vieren kühn hinaus ins
Freie. Entdecken konnte ihn nicht leicht jemand, denn es war
ſchon ſtockfinſter.

Dieſe Stockfinſternis, ſo vorteilhaft ſie ſein mochte, hatte
jedoch auch ihren kleinen Nachteil. Denn Katharinchen, als es
das Ende des Bretts in das ihr gehörige Fenſter zog, bemerkte
leider nicht, daß es des guten zu viel tat; und der Zunft-
meiſter Pretzel, feines Handwerks ein Töpfer, bemerkte nicht,
welches Gewitter über ihm ſchwebe, als er unten auf der
Straße mit ſeinem Wagen voll irdenen Geſchirrs durchfuhr,
das dem Jahrmarkt dines benachbarten Städtchens zuge-
dacht war.

Wie nun oft widrige Umſtände im Leben zuſammen-
treffen, um dem Sterblichen alle Luſt an der beſten Welt zu
verderben, ſo geſchah es auch hier. Die Brücke verlor ihren
Stützpunkt am Dampfiſchen Fenſter. Das Brett glitſchte: und
obwohl Jungfer Katharine es mit beiden Händen feſthielt
und zu ſich ins Känimerlein zog, fehlte doch der Baumeiſter
darauf.

Hans Dampf war hinunter, dem Zunftmeiſter Pretzel in
alle Töpfe gefahren; aber ſo glücklich oder unglücklich, daß er
zwar ganz geſund darauf zu ſitzen kam, hingegen den gonzen
Marktkram in Scherben verwandelte. Dies verurſachte ein ſo
ſchauerliches Geknatter und Getöſe, daß der Zunftmeiſter,
welcher vor dem Pferde friedlich einherging, wo nicht den
gänzlichen Einſturz des Himmels, doch eines Hauſes erfahren
zu haben glaubte. Das Pferd, nicht minder erſchrocken, tat
einen gewaltigen Satz und war damit zur Straße hinaus auf
den Rathausplatz.

Der Zunftmeiſter, neugierig, wie viel ihm vom Wagen
übrig geblieben ſei, hielt an, und war im Begriff, die Unter-
ſuchung, ſo gut ſie ſich in Eile und Finſternis machen ließ, an-
zuſtellen, als er zu ſeiner nicht kleinen Verwunderung einen
Menſchen von ſeinem Wagen ſpringen ſah, dem noch einige
Dutzend Schüſſeln unter erſchrecklichem Gevpraſſel nachſpran-
gen. Offenbar ſchien ihm das nun ein diebiſches Wagſtück

Ohnehin wußte er aus allen Romanen und Schauſpielen ſehr oder ſonſt ein Werk der Bosheit. Er lief mit vieler Geiſtes-

gegenwart, den Täter handfeſt zu machen, der, wie bekannt,
kein anderer als der Staatsbaumeiſter war. Doch ſtatt ſeiner

denn Hans Dampf ſchlich ſich behend davon, um ſeiner-
ſeits alles Aufſehen zu meiden ergriff der zornige Töpfer
den Schuhmacher Ahl, wohlverdienten Oberzunftmeiſter. Jhn
führte ſein Schickſal ſehr ungelegen aus dem Ratskeller dieſes
Weges am Unglückswagen vorbei. Herr Pretzel packte den
odeln Oberzunſtmeiſter mit ſo fürchterlicher Jnbrunſt und
umklammerte ihn ſo feſt, daß er ſich nicht regen konnte. Eine
Rieſenſchlange hätte ihn nicht mächtiger umwickeln können.
Dabei ſchrie der Töpfer mit einer Stimme, die weit hinaus
über Tore und Ringmauern der Stadt vernommen werden
konnte: „Zur Hilfe! Räuber, Mörder, Diebe!“

Der bedrängte Oberzufntmeiſter, welcher in der Tat
größere Urſache hatte, zu ſolchen Ausrufungen ſeine Zuflucht
zu nehmen, verſäumte ſie auch nicht. Freventlicher war nie
ein Landfriede gebrochen worden. Jm Gefühl ſeiner Unſchutd
und Todesgefahr ſchrie er wetteifernd mit dem Wüterich, der
ihm faſt die Rippen brach: „Mordio! Feurio! Banditen,
Mörder, Straßenräuber!“

Dies Geſchrei, dergleichen man ſeit einem vollen Jahr-
hundert nicht in Lalenburg gehört hatte, verbreitete über die
ganze Nachbarſchaft einen paniſchen Schrecken. Jedermann ver-
riegelte in größter Behendigkeit Haustüren und Fenſterladen
von innen, weil man eine ganze Diebesbande oder den in den
andern Ländern Mode gewordenen Ausbruch einer Revolution
in den Straßen vermutete. Und wer auf den Gaſſen wandelte,
floh eilfertig in entgegengeſetzter Richtung davon, um den
Mördern nicht unter die Fäuſte zu kommen. Die Stadtwachen
an den Toren, meiſtens alte, gichtbrüchige Leute, denen der
löbliche Magiſtrat das Gnadenbrot gab, ergriffen zitternd ihre
Hellebarden, flohen ins Wachthaus, verrammelten ſich darin
aufs beſte und ſchworen, alle für einen und einer für alle zu
ſterben, wenn man ſie überfallen und angreifen würde. Der
Stadt und Platzmajor Knoll, welcher zufälligerweiſe auf
dem Heimweg zu ſeiner Behauſung den Lärmen vernahm und
das Durcheinanderrufen von Mördern und Räubernz glaubte
daran, riß den langen Federbuſch von ſeinem Hut, damit ihn
keiner von der Bande für eine Militärperſon halte, und
flüchtete keuchend in den Ratskeller zurück.

(Fortſetzung folgt.)

handwerklicher Betriebe ſind in großer Zahl im Kriege gefallen. Damit

z



dringen der vielen Käſten Schwierigkeiten bereiten. Der Aus
ſchuß war der Meinung, daß die regung immerhin verdiene, weiter
erwogen zu werden und überwies deshalb die Petition als Material,

Die Gewerbebank Holle hat jetzt ihre diesſährige Generalver
ſammlung abgehalten. Jn, dem Geſchäftsbericht heißt es: „Das Ge-
Häftsjahr 1917 ſtand wieder unter dem Zeichen größter Geldflüſſigkeit.
Die Guthaben in laufender Rechnung, ſowie auch das Sparkaſſenkonto
ſind am Ende des BVerichtsjahres beträchtlich höher als im Vorjahre,
während z großer Teil gewinndbringender Konten weſentlich zurück
egangen. iſt,
ſlüſſigen Gelder bei Gemeinden unterzubringen, was natürlich nur zu
ermäßigten Zinsſätzen möglich war. Die in der Generalverſammlung
vom 21. März 1917 beſchloſſene Erhöhung unſerer Geſchäftsanteile von
200 auf 300 Mark iſt bis zum Ende des Geſchäftsjahres durchgeführt
worden, ſo daß ſich unſer eigenes Vermögen unter Berückſichtigung der
och ausſcheidenden Mitglieder wie folgt zuſammenſetzt: 282 990.65 M.
Geſchäftsanteile, 78 766.52 M. Rücklagen, 288 000 M. Haſtſumme, alſo
649 766.17 M. Summe der Garantiemittel. Der Umſatz beträgt
(0 083 798.33 M. gegen 25 825 014.94 M. im Vorjahre. Aus der Ver
mögensaufſtellung ergibt ſich ein Reingewinn von 21 497.50 M.“ Die
Verſammlung beſchloß folgende Gewinnverteilung: 8658.50 M. 4proz.
(Hewinnanteil auf 192 411.55 M. Geſchäftsguthaben, 3649.75 M. Ver
zütung an den Vorſtand, 1500 M. Sitzungsgelder an den Aufſichtsrat,
2149.75 M. Zuweiſung zum Rücklage-Konto (10 Prozent vom Rein-
gewinn), 5539.50 M. Zuweiſung zum Verfügungskonto.

Haus Ralvus in der Politik. Die Allgemeine Zeitung bringt an
der Spitze ihres lokalen Teiles „von hochgeſchätzter Seite“ einige Aus-
führungen „zur augenblicklichen Lage“. Darunter werden unter anderm Prgenve Forderungen „des deutſchen Volkes“ aufgeſtellt „Mit

jeder weiteren Woche des Krieges wird die Entente verpflichtet, die
Mittelmächte um ein erhebliches Stück mehr ſchadlos zu halten. Da
die Feinde unſere ſtarke militäriſche Loge nicht anerkennen, müſſen ſie
die weiteren Folgen des Krieges wirtſchaftlich allein tragen und uns in
entſprechender Weiſe tributpflichtig werden. Weiter müſſen wir auf alle
Fälle Grenzſicherungen verlangen, die uns vor zukünftigen Revanche-
kriegen ſchützen“. Und am Ende heißt es: „Die Feinde wollen, daß das
deutſche Volt zukünftig auch den größten Teil ihrer Kriegskoſten tragen
ſoll. Kehren wir den Spieß um, wir ſind ſonſt ruiniert, auch die Ar-
beiter, von denen Tauſende auswandern und verachtet in der Welt
herumirren und Frondienſt ſuchen müſſen“. Die „hochgeſchätzte Seite“,
die ſolche politiſche Quackſalberei betreibt, würde gut daran tun, ſelbſt
erſt einmal ein politiſche. Abe-Buch in die Hand zu nehmen, ſtatt andern
volitiſchen. Verſtand beibringen zu wollen. Denn was ſie hier verzapft,
das iſt doch wirklich von einer geradezu rührenden Naivität.

Brokerſparnis ſrotz Broikarien. Das Kunſtſtück, an der dem
einzelnen zuſtehenden Brotmenge ſtändig noch erhebliche Verzehr-Er-
ſparniſſe zu erzielen, hat ein höherer Regierungsbeamter in Magdeburg
ſertig gebracht: er hat nämlich in jedem der drei Verbrauchsjahre über
zwei Zentner Brot, alſo zuſammen über ſechs Zentner Brot, nicht
verbraucht, und dieſe Tatſache durch Beibringung aller die
drei Jahre hindurch nicht benutzten Brotmarken belegt. Aber
»icht nur auf Brot, ſondern auch auf Marken-Mehl und Fleiſch
erſtreckt ſich dieſe Erſparnis in ſeinem, nebenbei bemerkt nur zwei-
öpfigen Haushalte. Wie ihm das möglich geweſen iſt, hat er freilich
leider nicht verraten. Kann es vielleicht einer unſerer Leſer ſagen?

Eine Warnung vor Homfſterfahrten ins Thüringer Land die
gleichermaßen auch für unſere Gegend gilt, wie jeder „Kundige“ weiß
hat der Rat von Leipzig durch folgenden Wortlaut erlaſſen: „Die Auf-
ränſe der Leipziger Bevölkerung von Getreide, Kartoffeln, Eiern und
anderen Lebensmitteln in der Gegend von Buttſtädt, Bad Sulza,
Apolda, Weimar, haben in letzter Zeit wieder erheblich zugenommen.
Es kann nur immer wieder darauf hingewieſen werden, daß derartige
Aufkäufe, mögen ſie nun zu Hondelszweßen oder für den eige.ien Be
darf geſchehen, verboten ſind, und daß die Ausfuhr von Lebensmitteln
aus den dortigen Bezirken nur mit Genehmigung der Großherpoglichen
Bezirksdirektoren in Weimar und Apolda erlaubt iſt. Derartige Reiſen
laufen nur zum Schaden der Beteiligten aus, denn die aufgekauften
Lebensmittel werden bei den Betroffenen von den Ueberwachungsper-
beſchlagnahmt und verfallen ohne Vergütung dem Kommunalverband,
in dem ſie aufgekauft worden ſind. Das Fahrgeld iſt auch zwecklos
nusgegeben. Es kann deshalb nicht nachdrücklichſt genug vor derartigen
Reifen auf das platte Land gewarnt werden, zumal da nach den reichs
und landesgefetzlichen Verordnungen dieſe Handlungen außerdem noch
mit Gefängnis bis zu einem Johre und mit Geldſtrafe bis zu 10 900 B.
der mit einer dieſer Strafen beſtraft werden müſſen. Die Unkenntnis
der dort erlaſſenen Beſtimmungen ſchützt vor Strafe nicht.“

Die Halleſche Maſchinenfabrik hat ſoeben ihren Geſchäftsdericht
für 1916/17 herausgegeben. Bei der Bedeutung dieſes Unternehmens
ſei ausfübrlicher darauf eingegangen. Es heißt darin: „Jm Jahre 1917,
dem 46. Geſchäftsjahr konnte die Leiſtungsfähigkeit unſeres Werkes nicht
in vullem Ausmaß zur Entfaltung kommen. Jm Gegenſatz zum Vor-
jahre ſind unſere Erzeugniſſe zum weitaus größten Teile im Jnlande
rblieben. Wir haben den Anſorderungen unſerer Kundſchaft in vollem
Maße getecht werden können. Das Ergebnis, zu dem Zinſenertrag und
(ewinn ans fremden Währungen weſentlich beigetragen haben, iſt ein
recht gutes. Es geſtattet uns die Verteilung einer Dividende von

Prozent in Vorſchlag zu bringen und nach Abzug der ſatzungs- und
rertragsmäßigen Vergütungen für Aufſichtsrat und Vorſtand 29 760 M.
euf neue Rechnung vorzutragen. Die Abſchreibungen auf Grundſtück
und Gebäude ſowie auf Maſchinen und Werkzeuge ſind wiederum
reichlich bemeſſen, die Konken für Modelle und Kontoreinrichtungen bis
auf je 1 Mark abgeſchrieben. Die Beſtände an Materialien, fertigen
und in Arbeit befindlichen Erzeugniſſen erſcheinen diesmal mit einem
weſentlich höheren Betrage als fonſt, der größte Teil davon iſt für
Heereslieſerungen beſtimmt und kommt im neuen Jahre zur Verar-
leitung. Jhre Bewertung iſt mit gewohnter Vorſicht vorgenommen.
Unſere Schaldner erſcheinen mit einem recht mäßigen Betrage, weil es
möglich geweſen iſt, die größeren Geſchäfte aus dem vergangenen Jahre
gänzlich abzuwickeln und weil neue Geſchäfte nur mit kurzen Zahlungs
ſeiſten gemacht werden. Das Guthaben bei Banken hat ſich inzwiſchen
in etwa 756 000 Mark vermehrt. An der Zeichnung der verſchiedenen
riegsenleihen haben wir uns mit namhaften Beiträgen beteiligt. Jn
der Summe unſerer Vernflichtungen ſind rund 350 000 M. Anzahlungen
auſ beſtellte Arbeit enthalten. Die allgemeinen Geſchäftsunkoſten, die
ſich auf gleicher Hohe wie im Vorjahre gehalten haben, ſchließen außer
den Unterſtühungen der zum Heeresdienſt einberufenen Beamten und
itleirer etwa 90 000 M. Steuern ein. Ueber die Ausſichten des neuen
Dahres können wir uns noch nicht ausſprechen, weil ſie im wefentiich
rn der Perſonal- und Materialfrage abhängen deren Geſtaltung noch
v. Fchinmt iſt. Wenn keine unüberwindlichen Schwierigkeiten eintret g,
fo dürfen wir mit Rückſicht darauf, daß wir ſchon auf Monate hinaus wii
Arbeit verſehen ſind, wiederum auf ein befriedigendes Ergebnis rechnen.“
Die Gewinn und Verluſt- Rechnung ſchließt ab mit 1 174 207 M. Die
aiigemeinen Geſchäftsunkoſten werden mit 447 464 M., die Abſchrei-
unger mit 52 665 M. und der Reingewinn mit 674 077 M. aufgeführt.
Die Verteilung ſoll wie folgt geſchehen: Vergütung an den Aufſichtsrat
52 132 M., Vergütung an den Vorſtand 72 184 M., 30 Prozent He
winnanteil 540 000 M., Vortrag auf neue Rechnung 29 760 M. Der
Bruttoüberſchuß betrug 849 867 M., der Zinſen-Ueberſchuß und Kurs-
gewinn aus fremden Währungen 306 488 M. Die Generalver-
ſammlung findet am 9. März in Halle ſtatt.

Für unpünktliche Thealerbeſucher hat ein Züricher Blatt folgenden
AntiKnigge herausgegeben, den wir beſonders dem Halleſchen Publikum
zur geneigteſten Beachtung empfehlen: Komme immer zu ſpät! Zeige,
daß dir die Freiheit über alles geht. Auch über die Rückſichtnahme äuf
deine Mitmenſchen. Wie gut trifft es ſich, wenn dein Platz zufällig in
der Mitte einer Sitzreihe liegt. Die ganze Reihe erhebt ſich ſpontan für
dich, weil niemand den Mut und die Stimmung dazu hat, dir die Mei
nung zu ſagen. An ängſtlichen Lack-Schühchen und eingezogenen
äuchen ſchiebſt du dich entlang. Vielleicht gelingt es dir, noch ein
Opernglas mit Gepolter zu Fall zu bringen oder auf einem fremden
Fuß für einen Augenblick Fuß zu faſſen. Den Ereigniſſen auf der
Zühne wende ſo viel Intereſſe zu, als es dir dein Schnupfen oder
Huſten erlaubt. PianoStellen benutze zum Schneutzen. Hierdurch ſtellſt
du auch feſt, wie es mit der Akuſtik des Raumes, in dem du dich befindeſt,
ſreht. Haſt du deinen Nachbarn ſchon gezeigt, wie muſikaliſch du biſt?
Nein. Tue dies bei erſter Gelegenheit, indem du die Muſik bei den
dir längſt bekannten Stellen durch Summen oder leiſes. Pfeifen be
cleiteſt. Was hierbei vielleicht an Reinheit des Tones fehlt, erſetze

Infolgedeſſen waren wir darauf angewieſen, die über
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urch rn wiegende Bewegungen des Kopfes oder ſeines ent
rperengeſegten les, Beſſer kannſt du dein Miterleben nicht zum

usdruck bringen. Vergiß nicht, wenn du von auswärts kommſr,daß dein Zug An Minuten vor Schluß der Vorſtellung geht. Rüſte al

frühzeitig zum Aufbruch. Deine Reihe bringſt du dadurch zum zweiken-
mal aus der Stimmung, aber auch der ältere Herr, der ſeit 3 Zeit
neben dir eingeſchlafen iſt, wird dadei wach werden. Biſt du abe
Städter, ſo kannſt du die dir anhaftende Kultur auch noch beim Kampf
um die Garderobe zeigen. Was du dir je als Boxer, Schwimmer oder
mer Techniſches erworben haſt, übertrage hier ins praltiſche

eben.
Das Tr ungeſchätzier Huinadeln t bekanntlich durch Polizei

verordnung verboten, Zuwiderhandlungen ſind unter Strafe n
Aber trotz wiederholter amtlicher Hinweiſe in den Zeitungen
darauf wird a weſgt von der Frauenwelt gegen dieſe Be-
ſtimmung verſtoßen. Die Unſitte macht ſich beſonders in den Straßen
bahnwagen bemerkbar; hier können durch ungeſchützte Hutnadeln mit
fahrende Perſonen leicht erheblich verletzt werden. Die Polizeiver-
waltung warnt daher nochmals vor Uebertretung dieſer Verordnung.
Die Exekutivbeamten ſind angewieſen, in Zukunft unnachſichtlich Ver
ſtöße zur Anzeige zu bringen. werden in jedem' Ueber
tretungsfalle erſolgen. Jn den Straßenbahnwagen werden Beamte
beſonders ſcharfe Kontrolle üben. In gleicher Weiſe wird künftig
gegen das unbefugte Befahren der Bürgerſteige mit Hand und Kinder
wagen eingeſchritten werden.

Verurleille Bahnhofediebin. Von der Strafkammer wird be-
richtet: Das Dienſtmädchen Jda Simſch hatte am 28. Dezember 1917 im
Warteſaal dritter und vierter Klaſſe des hieſigen Perſonenbahnhofs einer
Frau, die mit ihr am gleichen Tiſche ſaß und eingeſchlafen war, eine
braune Handtaſche mit Inhalt (Geldtäſchchen mit 105 Mark, Fahrkarte,
Klemmer und Handſchuhe) weggenommen. Die Angeklagte behauptete
jedoch, das Geldtäſchchen habe nur 78 Mark enthalten. Der Staats
anwalt beantragte wegen Diebſtahls im ſtrafverſchärfenden Rückfalle
eine Zuchthausſtrafe von einem Jahr ſechs Monaten und ſechs Jahre
Ehrverluſt. Das Gericht billigte der Angeklagten noch einmal mildernde
Umſtände zu, um ſie vor dem Zuchthauſe zu bewahren und erkannte auf
eine Gefängnisſtrafe von zwei Jahren, rechnete auch ſechs Wochen der
Unterſuchungshaft auf die Strafe an.

Gefundene Gegenſtände. In der Zeit vom 15. dis 28. Februar
ſind nachfolgende Gegenſtände als gefunden bei der Polizeibehörde ab-
gegeben oder angemeldet worden: 2 Geldtäſchchen mit Jnhalt, 1 leeres
Geldtäſchchen, 1 Taſchenmeſſer, 1 Stoffhandtaſche, 1 weißes Taſchentuch.
Die Eigentümer werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb 6 Monaten
im Polizeiverwaltungsbureau, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 100, geltend
zu machen. Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die
Armenverwaltung oder an den Finder abgegeben.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater.

Meine Frau, die Hofſchauſpielerin. Luſtſpiel von Alfred
Möller und Lothar Sach s. Man muß und darf und ſoll nicht
immer literariſch ſein, auch als Kritiker nicht. Soll es ebenſo wenig,
wie etwa immer ſchwere Speiſen oder ſchwere Weine genießen. Denn
ſo etwas iſt auf die Dauer nicht zuträglich, ſchadet ebenſo ſehr
einer guten Diätetik der Seele und des Geiſtes wie des Körpers.
Warum alſo nicht auch einmal ein ſolches Stück mit größtem Ver-
gnügen hinnehmen? Natuürlich, eine beſondere Jdee iſt nicht darin,
ein beſtimmter Gehalt auch nicht. Man weiß nicht recht: Handelt
es ſich hierbei nur um kapriziöſe Launen einer Künſtlerin und
eines Schriftſtellers, oder iſt das wirklich ein tiefer verankerter
Konflikt zweier hochgeftimmter Seelen, der eben einmal auf humori-
ſtiſche Art aus der Welt geſchafft wird? Und man weiß auch nicht
recht, ob für die dramatiſche Zuſpitzung wirklich nur die Eitelkeit
einer Frau maßgebend fein ſoll, ihren Gatten ruhmgekrönt in-
mitten der ſtaunenden Menſchheit zu ſchen; oder ob dabei nicht auch
das r Sehnen einer Künſtlerin nach der Bühne mit-
r oder ob nicht gar Die Verfaſſer ſprechen einmal von

er Unfruchtbarkeit dieſer Ehe! Genug: klar iſt die Jdee nicht, und
etwas Beſonderes hat ſie auch nicht an ſich, wie man ſieht. Doch die
Aufmachung, die macht es! Gebt nur ruhig einen leichten Wein,
aber reicht ihn mir in ſchönen Gläſern, an denen das Auge ſein
Wohlgefallen hat, in denen es blitzt und funkelt, durch die der
Wein erſt ſo recht mouſſiert. Und vergeßt mir auch das ſonſtige
Fluidum nicht: intereſſante Menſchen, geiſtvolle, dabei eher über-
mütige als trokene Geſpräche, ſtimmungsvolle Räumlichkeiten.
Stimmungsvolle! Das iſt es, auf Stimmung kommt es an. Und ſie
iſt in dieſem Luſtſpiel zweifellos vorhanden, trotz einiger toter
Stellen, an denen es manchmal ſogar beinahe pathetiſch werden
will. Natürlich, es find meiſt Wortwitze und komiſche Situationen,
aus denen ſich das ergibt, manchmal ſogar recht knallige. Aber
daneben iſt doch auch ein guter, wirklich echter Humor vorhanden,
über den man nicht nur lachen muß, ſondern an dem man ſich auch
freuen kann, von dem einem das Herz auch noch froh bewegt iſt
nach dem Aufführungsſchluß, von dem man ſogar ſelbſt einige Zeit
danach noch zehren kann, wie nach einer fröhlichen Tafelrunde.
Was würde es auch groß bedeuten, wenn es dreiſt anders wäre,
wenn das Stück wirklich nur aus Wortwitzen und komiſchen
Situgationen beſtände? Man muß und darf und ſoll nicht immer
literariſch ſein, in Rückſicht auf die Diätetik des Geiſtes und der
Seele, meinetwegen auch des Körpers, am allerwenigſten jetzt,
da einen der Ernſt des Lebens packt, ſobald man nur das Theater
wieder verläßt. Es bekommt einen auf die Dauer nicht!

Die Hofſchauſpielerin? Nun, das iſt zunächſt die Gattin eines
vorläufig noch erfolgloſen Schriftſtellers, die aus Gründen innerer
Unbefriedigung ein Leben voller Geſellſchaftsabende führt und dabei
immer weiter von ihrem Gattenabirrt, am Ende ſogar mit einem
bedenklichen femininen Einſchlag. Die Hofſchauſpielerin iſt aber
auch noch die Hauptperſon eines Stückes eben dieſes erfolgloſen
Schriftſtellers, das unter einem Pſeudonym zur Aufführung kommt
und nichts anderes enthält als eine große Beichte eben dieſes
Eheunglücks, mit einem gut angebrachten Spiegel natürlich haupt-
ſächlich für das abirvrende Weib des Verfaſſers. Am Ende werden
aber dieſe beiden Hofſchauſpielerinnen eins: die lebendige nimmt
die papierene, und da ſie ſchließlich doch hinter das Pſeudonhm
kommt, lernt ſie ihren Gatten von neuem bewundern und legt gine
wirkliche Beichte ab, worauf doch das andere ergibt ſich ja von
ſelbſt. Schluß. Vorhang!

Die Aufführung ſtand auf einer bemerkenswerten Höhe, war
einheitlich und völlig ſtilgerecht. Die ſchönſte Leiſtung bot dabei
Herr Rehbach als Schriftſteller Reichersberg, ein uns bisher
noch wenig bekannter Künſtler, der aber eine wertvolle Ergänzung
des einheimiſchen Enſembles bedeutet und den wir hoffentlich bald
auch einmal in einer tragiſchen Rolle kennen lernen. Jhm eben-
bürtig war Fräulein Hartmann als Hofſchauſpielerin, die eben-
falls bisher ſehr zurückgetreten iſt, die aber durch einen gewiſſen
kapriziös-mondänen Zug eine nicht minder glückliche Ergänzung
der hieſigen Theaterkräfte bedeutet. Famos waren auch die Herren
Förſter als urwüchſiger Karikaturenzeichner, Gckhardt als
blaſierter Rennſtallbeſitzer, Kriwat als leichtkebiger card. phil.,
Trott als ungeſchliffener Rentier, Friedrich als erhabener
Oberſpielleiter und Monato als lebendes Jnventar von Diener.
Nicht z vergeſſen iſt aber auch Fräulein Troeger, die als
Schweſter des Schriftſtellers wieder ein lieblich-naives Hausblüm
chen auf die Bühne ſtellle. Das Publikum amüſierte ch köſtlich,
h iſt der Beweis für den Zweckwert dieſes Stückes er

racht. cw.Der Halleſchechausfrauenbund trat am Freitag mit einem Unter-
haltungsabend vor die große Oeffentlichkeit. Daß der Bund
mit dieſem „Lockmittel“, wie es die Vorſitzende des Bundes in ihrer An
ſprache bezeichnete, das Richtige getroffen hatte, bewies der überaus
ſtarke Beſuch der Veranſtaltung. Und ſicher ſind auch alle Teilnehmer
von dem Gebotenen befriedigt worden. Boten doch die Vortragenden
und Darſteller durchweg ihr Beſtes. Das den Abend einleitende Streich
uartett wartete mit einigen Tonſätzen von Mozart, Vocharini und

n auf, deren Wiedergabe einen künſtleriſchen Hochgenuß bereiteten.
Den deklamatoriſchen Teil des Abends füllte Frl. Käthe Weber, eine
dem Halleſchen Publikum nicht mehr fremde junge Künſtlerin mit

Lorr Geſchic und wahlangehrochter W. aus. ver geſangliche
eil des Abends war in lebenswürdiger Weiſe von Frau Schmidt

Haym übernommen. Jhre hübſch geſungenen Lieder bereiteten einen
wahren Genuß. Ein fidel geſpielter Schwank „Die Kochkiſte“, mit daran
anſchließender Vorleſung von ſolchen, heute unentbehrlichen Hilfsmitteln
im Haushalte beſchloß den e en Abend. Wenn die
des Bundes in ihren Ausführungen den Wunſch ausgedrückt hatte, daß
es dem Bunde durch dieſe Veranſtaltung gelingen möchte, einen immer
größeren Einfluß auf die wirtſchaftlichen und finanziellen Verhältniſſe
unſerer Gegenwart auszuüben, ſo glauben wir ebenfalls, daß es nur
nötig iſt, mehr an die Oeffentlichkeit zu treten, um mehr an Geltung und
Einfluß zu gewinnen.

Die U.T.- Lichtſpiele an der Alten Promenade bringen dieſe
Woche einen Film, der wieder einmal beſonderes Jntereſſe bean-
ſpruchen darf: Das Rätſel von Bangalor. Es bringt unter geſchickter
Ausnutzung einer Liebesgeſchichte vielgeſtaltige, bunte Szenen über
das Leben und Treiben in Jndien, Amerika und Japan, weiß daber
aber auch ſehr gute Einzelſzenen zu verwenden, die an Spannung
und drgmatiſcher r r das Menſchenmöglichſte leiſten.
Jedenfalls wird dieſer Film wieder viele Zuſchauer und Bewunderer
finden.

Gewerkſchaftliches.
Die deutſchen und die amerikaniſchen Arbeiter.

Jn den letzten Tagen verbreitete Reuter die Nachricht, daß
Gowpers, der Vorſitzende des amerikaniſchen Gewerkſchaftsbundes,
eine gegen die deutſchen Arbeiter gerichtete Erklärung losgelaſſenhabe. Gompers habe Mitteilung gemacht von einer angeblichen durch

den holländiſchen Gewerkſchaftler Oudegeeſt überſandten Einladung
der deutſchen Gewerkſchaften zu einer Arbeiterkonferenz aller krieg-
ührenden Länder, die über den Frieden verhandeln ſolle. Gompers
oll dieſe Einladung abgelehnt und in Antwort dargelegtaben, daß die amerikaniſchen Arbeiter ſich jetzt mit Eifer der Auf

gabe widmeten, den Kaiſer zu beſiegen und daß ſie nicht den Wunſch
hätten, durch Unterhandlungen mit deutſchen Arbeitern dieſe ihre
Stellung zu ändern.

Hierzu erklärt uns der Vorſitzende der Generalkommiſſion der
deutſchen Gewerkſchaften, der Abgeordnete Legien, der zugleich Prä-
ſident des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes iſt:

Reuter wärmt hier „olle Kamellen“ auf, um verſchärfte Gegen
ſätze zwiſchen den gewerkſchaftlichen Organiſationen hervorzurufen.
Eine Einladung der Gewerkſchaften Deutſchlands an die Organiſa-
tionen der kriegführenden Länder zur Beratung der Friedensfrage
iſt durch Oudegeeſt nie Es handelt ſich offenbar um die
von Oudegeeſt erlaſſene Einladung zur Teilnahme an der inter
nationalen Gewerkſchaftskonferenz in Stockholm im Frühjahr 10917.
Dieſe Konferenz ſollte nicht über die Herbeiführung des Friedens,
ſondern über die ſozialen Forderungen der Arbeiter verhandeln, die
in den Friedensverträgen feſtgelegt werden ſollen. Dieſe Aufgabe
iſt durch die internationale Gewerkſchaftskonferenz, die in Bern am
1. Oktober 1917 auf Einladung des ſchweizeriſchen Gewerkſchafts-
bundes zuſammentrat, gelöſt worden. Die Antwort, die Gompers
auf die Einladung nach Stockholm im Namen des Exekutiv-Komitees
ſeiner Organiſation gegeben hat, ſteht zwar ſehr in Widerſpruch zu
den Ausführungen, die er früher über ein einiges Zuſammen-
wirken gegenüber den international vereinigten Kapitaliſten gemacht
hat, davon, was Reuter berichtet, war jedoch in ſeiner Antwort
nichts enthalten.

Aus der Partei.
Radautaktik der Anabhängigen.

Jn den Prachtſälen des Oſtens zu Berlin ſollte am Freitag
abend eine Verſammlung ſtattfinden, für die der ſozialdemokratiſcheReichstagskandidat für Niederbarnim, Genoſſe W ſern als Red-

ner angeſagt war. Zu der Verſammlung war eine große Anzahl
Unabhängiger erſchienen, offenbar mit der Abſicht, die Abhaltung
der Verſammlung unmöglich zu machen. Gleich zu Beginn der Ver-
ſammlung ſtellten die Unabhängigen den Antrag auf Bureauwahl
und verlangten ein aus ihnen zuſammengeſetztes Bureau. Da
dieſer Vorſchlag auf lebhaften Widerſpruch aus der Verſammlung
ſtieß und die Mehrheit zweifelhaft blieb, ſo einigte man ſich ſchließ
lich, um den Fortgang der Verſammlung zu ermöglichen, darauf,
das Bureau aus je zwei Vertretern der alten und der „unabhän-
gigen“ Partei zufammenzuſetzen. Hiermit nicht zufrieden, verlang-
ten die Unabhängigen weiter, daß der anweſende Landtagsabge-
ordnete Paul Hoffmann die Verſammlung leiten ſolle, und ſetzten
auch dies mit einer allerdings ſehr knappen Mehrheit durch. Paul
Hoffmanns erſte Tat als Verſammlungsleiter beſtand in dem An
trag, dem Referenten die Redezeit auf eine Stunde zu beſchränken!
Hiergegen, erhob Genoſſe Wiſſell lebhaften Widerſpruch, und er
klärte, daß er für ſein Referat etwa 134 Stunde beanſpruchen
müſſe. Tatſächlich ging auch dieſes unverſchämte Anſinnen Hoff-
manns dem größten Teil der Verſammlung zu weit, aber Hoff
mann erklärte ſeinen Antrag für angenoinmen. Unter dieſen Um-
ſtänden lehnte Genoſſe Wiſſell es ab, ſein Referat zu halten. Das
anmaßende Gebaren der Unabhängigen hatte bei dem Teil der
Verſammlungsbeſucher, die erſchienen waren, um den Genoſſen
Wiſſell zu hören, die größte Entrüſtung hervorgerufen. Es kam
infolge des provokatoriſchen Auftretens der Unabhängigen zu immer
größer werdender Unruhe, ſo daß die Verſammlung zunächſt um
5 Minuten vertagt wurde. Als auch dies nichts nützte und der
Tumult immer größer wurde, löſte ſchließlich der überwachende
Polizeileutnant die Verſammlung auf.

Dies geſchah wenige Stunden, nachdem im Reichstage der Abg.
Vogtherr als Redner der Unabhängigen bittere Klage darüber ge-
führt hatte, daß den Unabhängigen die Abhaltung von Verſamm-
lungen vielerorts unmöglich gemacht werde. Auf der Verſammlung
ves Genoſſen Wiffell hätten die Unabhängigen Gelegenheit gehaobt,
in freier Ausſprache ihre Anſicht zu vertreten. Statt deſſen zogen
ſie es vor, durch ein geradezu unglaubliches Gebaren die Verſamm-
lung unmöglich zu machen und zur Auflöſung zu treiben. Das iſt
n e wie der Kampf der Unabhängigen für die Verſammlungs
rether

Eingegangene Schriften.
Von der Reuen Zeit iſt ſoeben das 22. Heft vom 1. Band des

36. Jahrgangs erſchienen. Aus dem Jnhalt des Heftes heben wirhervor: Zur Demokratiſierung des Gemeindewahlrechts in Preußen.

Von Hugo Heimann. Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker in der
Auffaſſung der Bolſchewiki. Von N. E. Verow. Die Monopolfrage.

Georg Beyer. Zur Pſyche des Frontſoldaten. Von Joſeph
iche.

Vom Wahren Jacob i ſoeben die 5. Nummer des 35. Jahrgangs
erſchienen. Aus ihrem Jnhalte erwähnen wir folgende Beiträge:
Bilder: Es hängt Gewicht ſich an Gewicht. Berliner
Straßenbild. Praktiſch. Vom Heringsfang im Kaktegatt.
Matuſchka Roſſias Martyrium. Anabſoſis. Die Konſervativen im
Kampf gegen das freie Wahlrecht. Text: Erſter Friedensſchluß.
Von Ernſt Klaar. Feldpoſtbrief des Gefreiten Auguſt Säge jun.,
GardeGrenadier. Gloſſen. Fremdwärter-Lexikon. Annexio
niſtenKlagelied. Von E. Lieber Jacob! Von Jotthilf Nauke.
Wozu? Von H. Flux. Eiſen. Von A. H. Abſchied vom Kanapee.
Von Pan. Uſw. uſw.

Von der Gleichheit, Zeitſchrift für Arbeiterfrauen und Arbelkerinnen,
iſt uns ſoeben Nr. 11 des 28. Jahrganges zugegangen. Aus dem Jn-halt dieſer Nummer heben wir hervor: Ein i Frieden. Das iſt der

Jug Gedicht von Uhland. Jntermtionale
ölkerverſtändigung. Ein Beitrag zur Entwicklung und Organiſation

der Frauenarbeit. Von Artur r Kinderfürſorge: Mütter
ſiedplungen. Von Schweſter Lotte Möller, BerlinWeißenſee. Kinder
horte. Von Eliſe Bahr. Aus unſerer Bewegung: Ein Frauentag.
Genoſſenſchaftliche Rundſchanu. Von Ad. Ruppr Eine aus
weichende Antwort. Volkserziehung: Die Dresdner Kinderſchukommiſſion im Jahre 1917. Katholiſche Müttervereine. Die rlaut

telle für Kleinkinderfürſorge. Die Errichtung einer gewerblichen
ildungsſchule für Mädchen Feuilleton: Die Belohnung. Nach dem

Franzöſiſchen von Werner Peter Larſen (München).
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